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Wenn Sie diese Ausgabe in Ihren Händen halten, wird meine Tochter gerade 
ihr Halbjahreszeugnis ausgehändigt bekommen haben. (Hoffentlich persön-
lich, die Omikron-Viruswelle schwappt in den letzten Tagen auch an ihrer 

Schule mehr oder weniger knapp vorbei.) Sie ist neun Jahre alt, geht in die dritte Klasse 
einer Ganztagsvolksschule in Wien und ist in ihrer gesamten Schullaufbahn mehr Tage 
mit Schutzmaske als ohne im Unterricht gesessen. Das Schreibschriftlernen – Stoff der 
zweiten Klasse, die sie lockdownbedingt über weite Strecken in unserer kleinen Wohnung 
verbrachte – habe ich ihr als alleinerziehende Mutter am Küchentisch beigebracht. Dass sie 
bis heute ein bisschen zu krakelig und manchmal noch immer falsch die Buchstaben formt, 
ist wohl also auch meinen mangelnden Pädagogikkenntnissen in der Schriftlehre sowie 
zeitgleicher Homeoffice-Auslastung zuzuschreiben. Dabei wird sie gerade das Schreiben ihr 
ganzes Leben lang begleiten. 

„Ein Leben lang“ – das ist auch der Titel unserer diesmaligen Coverstory, und genau 
darum geht es: um lebenslanges Lernen. „Von der Wiege bis zur Bahre“, heißt es, „gibt 
es nicht nur Seminare“, das sollte man dazusagen. Denn Bildung beginnt nicht erst in 
der Schule, und sie endet auch nicht am letzten Schultag. Beides vergisst man gerne, ins-
besondere dann, wenn es darum geht, das Ganze zu finanzieren. Außerdem erschreckend: 
In Österreich wird Bildung so stark wie in fast keinem anderen europäischen Land vererbt 
– bis heute. Vom Bildungsgrad der Eltern hängt ab, welchen Weg das Kind einschlägt. Nur 
drei von 100 Kindern, deren Eltern den Pflichtschulabschluss haben, wechseln auf eine 
AHS. In Akademiker:innenhaushalten ist es dagegen jedes zweite Kind. Es zeigt sich, dass 
die meisten Probleme schon lange vorher da waren, die Pandemie hat sie nur verschärft 
oder sichtbarer gemacht. 

Dieses Heft nimmt Sie mit auf einen bunten Rundgang: in die Kindergärten, die mehr 
sein müssen als „Abstell-Einrichtungen“, zu den Lehrlingen und deren Pandemie-Heraus-
forderungen, in die gewerkschaftliche Erwachsenenbildung. Wir haben mit Betroffenen, 
Vorbildern und führenden Expert:innen gesprochen. Und am Schluss machen wir sogar 
einen Abstecher nach Island! Lesen und lernen.  w

Aller 
Anfang
ist schwer

Vier lange Wochen war unser Fotograf Markus Zahradnik im fernen Island 
unterwegs – und jetzt nicht lachen –, um dort einen Haufen Österreicher:innen 

zu treffen. Nein, das war natürlich nicht sein einziges Ziel, aber das 
große und durchaus spannende Thema seiner Reportage, 

die Sie ab S. 40 lesen können.

Hier übt sich der Arbeit&Wirtschaft-Nachwuchs im Cover-Shooten. 
Einen ganzen Tag lang hatte Leo dieses Klassenzimmer (fast) für sich 

allein, um als Fotomodel vor der Linse zu stehen. Tafelkritzelei war 
ausnahmsweise ausdrücklich erwünscht! Das gibt von uns nicht nur 

ein „Sehr gut“, sondern vor allem auch ein riesiges „Danke, Leo.“

Hinter den Kulissen

ANJA MELZER
CHEFIN VOM DIENST  
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TEXT CHRISTIAN DOMKE SEIDEL

Ein Leben  
lang
Bildung beginnt und endet nicht in der Schule. Von der Elementarpädagogik 
bis zur Erwachsenenbildung muss deswegen alles verzahnt werden, 
soll das System endlich gerechter werden. 

6

Der Countdown läuft. Zehn. Neun. Acht. Der Sekt steht 
kalt. Sieben. Sechs. Bald knallen die Korken und das so 
verhasste Jahr 2021 ist zu Ende. Fünf. Vier. Drei. Halt, 

ganz vergessen! Schnell noch den Nationalen Bildungsbericht ver-
öffentlichen. Zwei. Eins. Frohes Neues! Tatsächlich hat das Bundes-
ministerium für Bildung, Wissenschaft und Forschung die Bewer-
tung ihrer ureigenen Arbeit einen Tag vor Silvester veröffentlicht. 
Die Resonanz war entsprechend mau.

Wahrscheinlich war es nur ein Zufall. Immerhin stecken in 
dem 532 Seiten starken Werk drei Jahre Arbeit – denn in diesem 
Rhythmus erscheint der Bericht. Ihn am Rande des Kalenders zu 
verstecken, wenn die Aufmerksamkeit anderen Dingen gilt, ist aber 
sinnbildlich für die Bildungspolitik in Österreich. Seit Jahrzehnten 
belegen Studien diverse Probleme, und Interessengruppen beklagen 
Unterfinanzierung. Wer sie nachliest, muss genau hinschauen, da er 
sonst das Jahr der Veröffentlichung verwechselt. Zu gleichbleibend 
sind die Probleme, zu zaghaft die Lösungen. Was im Bildungsbe-
richt 2021 steht, stand auch schon 2009 drin. 

Angst vor der Reform

„Im österreichischen Politsystem hat man gelernt, die Bildung lie-
ber nicht anzugreifen, oder man verbrennt sich die Finger. Für eine 
weitreichende Reform müsste infrage gestellt werden, wie Schule 
derzeit funktioniert – nämlich halbtags und mit einer Selektion ab 
der Volksschule. Zweitens müsste man sich vielfältigen politischen 
Konflikten stellen. Länder und Gemeinden, Lehrer:innengewerk-
schaften, Elternvertreter:innen ... Da gibt es viel verbrannte Erde“, 
analysiert Ilkim Erdost die Situation. Sie ist Bereichsleiterin für Bil-
dung und Konsument:innen der Arbeiterkammer Wien.

Der letzte große politische Wurf in der Bildungspolitik gelang Bru-
no Kreisky (SPÖ). Und dessen Kanzlerschaft (1970 bis 1983) ist 
seit fast vierzig Jahren beendet. Auf ihn gehen die Abschaffung der 
Studiengebühren und die Aufnahmeprüfung für die allgemein-
bildende höhere Schule (AHS) zurück. Auch den Freifahrtausweis 
für Schüler:innen und kostenlose Schulbücher führte Kreisky ein. 
Zeitgleich sorgte er mit einem neuen Schulorganisationsgesetz für 
mehr Mitbestimmung der Schüler:innen und Student:innen. 

Das ermöglichte einer ganz neuen Klasse den Aufstieg. Plötz-
lich war die Oberschicht nicht mehr ganz so allein an den Hoch-
schulen dieses Landes. Doch seit einigen Jahren wird das Rad 

der Zeit zurückgedreht. Auch das belegt der erwähnte Nationale 
Bildungsbericht. Mittlerweile entscheidet schon lange wieder die 
Herkunft über die Schullaufbahn. Je höher der Bildungsgrad der 
Eltern, desto wahrscheinlicher ist es, dass auch das Kind eine höhe-
re Schule besucht. 50 Prozent aller Kinder in der AHS-Unterstufe 
haben Akademikereltern. Dabei haben gerade einmal 16,5 Prozent 
der Österreicher:innen zwischen 25 und 64 Jahren einen Hoch-
schulabschluss. Nur jedes Fünfte dieser Kinder verlässt die Schule 
vor der Matura, während 63 Prozent aller Kinder von Nicht-Aka-
demiker:innen vorher abbrechen. 

So richtig und wichtig diese Zahlen sind, so sehr verzerren sie 
in der öffentlichen Debatte auch öfters den Fokus. Denn der gilt 
meist jungen Erwachsenen. Für eine erfolgreiche Reform des Sys-
tems müsste Bildung aber nicht mehr als Lebensabschnittspartnerin 
betrachtet, sondern als ewige Begleiterin verstanden werden. Denn 
längst ist klar, dass die wichtigsten Weichenstellungen im Elemen-
tarbereich passieren und die Erwachsenenbildung die zahlenmäßig 
größte Gruppe der „Schüler:innen“ stellt. Wer bei Bildung nur an 
Jugendliche denkt und keinen ganzen Menschen sieht, scheitert an 
nachhaltigen Verbesserungen.

Dabei könnte es so viel besser sein. „Österreich hat sehr gute 
Voraussetzungen, was Struktur und Professionalität unserer staatli-
chen und öffentlichen Institutionen betrifft, um ein gelungenes und 
egalitäres und bestärkendes Bildungssystem bereitzustellen“, freut 
sich Erdost. Schlussfolgert allerdings: „Aber es gelingt uns nicht.“

Eskalation in der Elementarpädagogik

Was unter anderem nicht gelingt, ist, die Barcelona-Ziele einzuhal-
ten. Dabei handelt es sich um Mindeststandards bei der Kinderbe-
treuung, die der Europäische Rat bereits im Jahr 2002 beschlossen 
hat. Vor zwanzig Jahren. Bis zum Jahr 2010 sollten ein Drittel der 
Kinder unter drei Jahren und 90 Prozent aller Kinder zwischen drei 
und fünf Jahren in einer formellen Betreuung sein. Im Sommer 
2021 verfehlte Österreich zum elften Mal in Folge diese Vorgabe, 
bei deren Beschluss die Regierung selbst beteiligt war. Mittlerweile 
erfüllt lediglich das Burgenland das Ziel in beiden Altersklassen. 

Für das europäische Ziel gibt es zwei Gründe. Zum einen soll es 
Müttern erleichtert werden, ins Berufsleben zurückzukehren. Zum 
anderen ist die frühkindliche Bildung vor allem bei der Sprach-
förderung entscheidend. Hierin liegt vor allem bei Kindern mit 
Migrationshintergrund und Kindern aus Familien ohne Akademi-
kereltern ein Schlüssel zum schulischen Erfolg. Wirtschaftswissen-
schafter und Nobelpreisträger James Heckman hat erkannt, dass 
sich ungleiche Chancen aufgrund unterschiedlicher finanzieller 
Voraussetzungen im Laufe eines Schullebens verstärken. Je früher 
in Bildung investiert werde, desto effizienter könne diese Lücke ge-
schlossen werden. Je später damit begonnen wird, desto teurer wird 
es – der entsprechende Graph nennt sich „Heckman-Kurve“. 

Arbeit&Wirtschaft 01/2022

Mittlerweile entscheidet 
schon lange wieder die Herkunft 

über die Schullaufbahn.
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Doch ausgerechnet in der Elementarpädagogik verschlimmert sich 
die Situation in Österreich seit Jahren zusehends. Bis zur Eskala-
tion im vergangenen Jahr, als Tausende Elementarpädagog:innen 
immer wieder streikten, um auf ungenügende Arbeitsbedingungen, 
schlechte Betreuungsschlüssel und unzureichende Bezahlung hin-
zuweisen. Mit dieser Situation ist es nicht möglich, eine solide Basis 
zu legen, um die Fehler im Bildungssystem zu beseitigen.

Ohnehin wird die Elementarpädagogik bei Fragen der Bil-
dungspolitik schnell vergessen. Das liegt auch daran, dass die Kin-
derbetreuungseinrichtungen gar nicht ins Schulsystem eingeglie-
dert sind. Weil nur 27 Prozent der Einrichtungen der öffentlichen 
Hand gehören und die restlichen 73 Prozent privat betrieben wer-
den, dürfte sich daran auch in Zukunft nichts ändern. 

Verstaubtes Schulsystem

Aus dieser Sicht wären im Bereich der Schulbildung die organisa-
torischen Voraussetzungen günstiger. Doch hier ist der erwähnte 
politische Unwille, etwas zu ändern, spürbar. Österreich gibt – ge-
messen am Bruttoinlandsprodukt – 4,7 Prozent für die Bildung 
aus. Der OECD-Durchschnitt liegt bei 4,9 Prozent. Das meiste 
Geld (86 Prozent) fließe dabei in Personalkosten, rechnet Erdost 
vor. Das würde vor allem widerspiegeln, wie in Österreich Unter-
richt gesehen werde: Eine Person erzählt und 25 bis 30 hören zu. 

Mit den entsprechenden Folgen, wie sie weiter ausführt: „Alle 
Bereiche, die rund um das Kernthema Unterricht liegen, sind in 
Österreich unterentwickelt. Die finden nicht statt. Schule wird nur 
als Vermittlerin gesehen, und das ist ein ganz großes Missverständ-

nis. Die aktuellen Herausforderungen, die auf die Schüler:innen 
zukommen, wie Digitalisierung oder Strukturwandel, lassen sich 
nicht dadurch vermitteln, dass alle in einer Klasse sitzen.“

Theoretisch gibt es dafür zwei Lösungen. Die eine ist gerade als 
Pilotprojekt angelaufen. Im Rahmen von „100 Schulen – 1.000 
Chancen“ sollen die besonderen Herausforderungen bestimmter 
Schulen besser verstanden werden. Ziel ist es, die bestehenden Res-
sourcen zielgerichteter einzusetzen – „bedarfsorientierte Unterstüt-
zungsleistung“ nennen sich die Zuwendungen. Das Pilotprojekt 
basiert auf dem Chancenindex der Arbeiterkammer.

Die zweite Lösung, die natürlich vom Gesamtkonzept nicht 
losgelöst betrachtet werden kann, ist die Ganztagesschule. „Die 
Ganztagesschule ist eine wichtige Einrichtung, damit Schüler:in-
nen mit einem leeren Rucksack nach Hause gehen. Dadurch wird 
das Elternhaus entlastet. Je mehr in der Schule erledigt wird, desto 
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weniger kommt es darauf an, ob die Eltern zu Hause helfen kön-
nen. Eine Ganztagesschule kompensiert schlechte Startvorausset-
zungen“, nimmt Erdost Partei für dieses Schulkonzept. 

Ziel der Ganztagesschule sei es außerdem, die omnipräsente 
Chancenungleichheit zu beseitigen, die sich wie ein roter Faden 
durch alle Altersklassen zieht. „Schule kann viel integrativer arbei-
ten, wenn sie ganztags ist. Sprachförderungen, Lernlücken schlie-
ßen, gemeinsame positive Erlebnisse ... all das muss in der Schule 
auch Platz haben. Gerade für jene Kinder, die das zu Hause zu 
wenig mitkriegen.“

Doch die Ganztagesbetreuung ist in Österreich ein heißes Eisen. 
Das hat der Skandal rund um die 1,2 Milliarden Euro für die Nach-
mittagsbetreuung im vergangenen Jahr gezeigt, über die Ex-Kanzler 
Sebastian Kurz in letzter Konsequenz gestolpert ist. Ob das auf-
zuhalten sei, hat Kurz gefragt, und ob er ein Bundesland dagegen 
aufhetzen solle. So unwürdig der Chat-Verlauf auch war, geändert 
habe sich bis heute nichts. „Es ist ein politisches Schlachtfeld, und 
der Kampf wird auf dem Rücken der Eltern und Schüler:innen aus-
getragen. Mancherorts wird die Ganztagesschule als Vorstufe zur 
Gesamtschule gesehen und mit Zwang in Verbindung gesetzt. Das 
ist Humbug“, urteilt Erdost. 

Mini-Investitionen trotz Corona

Statt die Pandemie zum Anlass zu nehmen, über derart umfangrei-
che Reformen nachzudenken, würde die Regierung 109 Millionen 
Euro bereitstellen, um im Sommersemester Förderstunden anbie-
ten zu können, um den Auswirkungen der Pandemie entgegenzu-
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wirken, ärgert sich Erdost. Vor allem weil die Niederlande – die 
eine vergleichbare Volkswirtschaft (Anm. d. Red: aber doppelt so 
viele Einwohner:innen) haben – sehr viel ehrgeiziger auf diesen 
akuten Notstand reagiert haben. 

Das Nationale Bildungsprogramm in Holland, das als Reaktion 
auf die Pandemie aufgelegt wurde, umfasst stolze 8,5 Milliarden 
Euro. Jede Grundschule bekommt im Schnitt 180.000 Euro zur 
Durchführung von Fördermaßnahmen. Die 650 weiterführenden 
Schulen kriegen jeweils 1,3 Millionen Euro. Dass Schulen mit be-
nachteiligten Kindern mehr erhalten, ist kein limitiertes Pilotpro-
jekt, sondern landesweit obligat.

Die Niederlande haben unter dem Druck der Corona-Krise die 
Bildungspolitik umgesetzt, die Paul Kimberger, Vorsitzender der 
Gewerkschaft der Pflichtschullehrer:innen, fordert: „Die Zukunfts-
gestaltung unserer Kinder und Jugendlichen braucht eine ausrei-

Arbeit&Wirtschaft 01/2022 Arbeit&Wirtschaft 01/2022

„Im österreichischen Politsystem hat man gelernt, die Bildung 

lieber nicht anzugreifen, oder man verbrennt sich die Finger“, 

kritisiert AK-Bildungsexpertin Ilkim Erdost.

„Es ist ein politisches Schlachtfeld, 
und der Kampf wird auf 

dem Rücken der Eltern und 
Schüler:innen ausgetragen.“

Ilkim Erdost, Arbeiterkammer Wien

Wer besucht eine AHS?
Quelle: Nationaler Bildungsbericht Österreich 2021

Kinder von
Eltern mit 
Akademikertitel

Kinder von
Eltern mit 
Pflichtschulabschluss



Wie 
bekommen 
Kinder von 
Anfang an 

gleiche 
Chancen?

DIE GROSSE FRAGE

Das österreichische Schulsystem ist auf Kinder 

zugeschnitten, die gut situierte, (formal) gebil-

dete Eltern mit Deutsch als Erstsprache haben. 

Sie sind die Erfolgreichsten im Bildungssystem. 

Wir diskutieren über „Integration“ und meinen 

ausschließlich „Migrationshintergrund“. Wir re-

duzieren Kinder auf ihre Deutschkenntnisse und 

ignorieren ihre Talente. Währenddessen vernach-

lässigen wir Risikofaktoren, wie alleinerziehende, 

arbeitslose und/oder an der Armutsgrenze leben-

de Eltern zu haben, sowie deren Bildungsgrad. 

Was brauchen wir also? Eine Schule, die nicht 

versucht, das Klassenzimmer zu homogenisieren. 

In einer heterogenen Gesellschaft kann es keine 

Einheitslösung für alle geben. Finanzielle Unter-

stützung, kleinere Lerngruppen, Anpassung der 

Lehrer:innenausbildung, Kindergärten als Bil-

dungsinstitution anzuerkennen und nicht als Be-

treuungsstelle zu behandeln wären ein Anfang. 

Wissen über Lösungswege ist vorhanden, aber 

parteipolitische Machtkämpfe übertrumpfen oft 

gesamtgesellschaftlichen Fortschritt für alle.

ALI DÖNMEZ
LOGOPÄDE UND INITIATOR DER PETITION #LASSTKINDERGEMEINSAMLERNEN
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chende Finanzierung, chancenindizierte Schwerpunktsetzungen, 
Unterstützungs- und Supportsysteme und eine sachliche wie fach-
liche Diskussion, was Schule leisten kann und was nicht.“

In den letzten Jahren habe sich die Schule in allen Bereichen ge-
wandelt, so Kimberger. Die Anforderungen an die Pädagog:innen 
seien quantitativ und qualitativ stark gestiegen. Das Gleiche gelte 
für die Schüler:innen, deren Schulalltag durch die Digitalisierung 
und die Zukunftspläne durch den Strukturwandel durcheinander-
gewirbelt werden. Darauf müsse, so Kimberger, mit dem Einsatz 
zeitgemäßer Unterrichtsmittel auf Basis moderner Unterrichtsme-
thoden reagiert werden. All das gibt es nicht zum Nulltarif.

Erwachsenenbildung: schlafender Riese

Der dritte Schritt im Bildungsleben ist vielleicht der größte: die 
Erwachsenenbildung. Sie steht den meisten Menschen die längste 
Zeit von allen Bildungsformen zur Verfügung. Mit 4,2 Millionen 
Teilnehmer:innen pro Jahr ist es außerdem die größte Gruppe. 
Trotzdem scheint dieser Bereich nachgerade unsichtbar in der öf-
fentlichen Debatte zu sein.

Wohl auch deswegen werden die Probleme, die es bereits im Ele-
mentarbereich und in der Schule gibt, einfach weitergeführt. „Auch 
in der Erwachsenenbildung ist es so: Wer hat, dem wird gegeben. 
Wer bereits eine hohe Bildung und ausreichend Mittel hat, der wird 
auch an weiteren Bildungsmaßnahmen teilnehmen. Das sieht man 
auf individueller und betrieblicher Ebene“, führt Sabine Letz aus. Sie 
ist Leiterin des ÖGB-Referats für Bildung, Freizeit, Kultur und Ge-
schäftsführerin des Verbands für gewerkschaftliche Bildung (VÖGB).

Die Schwierigkeiten, die sich in den ersten Bildungsstationen 
immer weiter verstärkt haben, kommen in der Erwachsenenbildung 
voll zum Tragen. Hier würden Faktoren wie Zeit, Geld und Verfüg-
barkeit endgültig einen tiefen Graben zwischen den unterschiedli-
chen Einkommens- und Bildungsschichten reißen. Wer kein Auto 
habe, könne viele Angebote gar nicht wahrnehmen, selbst wenn 

der Betrieb eine eventuell benötigte Freistellung gewähren würde. 
Entsprechend komme es zu einer riesigen Kluft zwischen dem oft 
sehr hohen Interesse an Weiterbildung und der doch deutlich ge-
ringeren Teilnahme an Weiterbildungen. 

Grundsätzlich freue sich Letz zwar über alle Teilnehmer:innen, 
doch sieht sie eben auch Nachholbedarf. „Prinzipiell muss Erwach-
senenbildung alle ansprechen. Für die, die schwerer Zugang dazu 
haben, braucht es aber gezielte Steuerung durch Programme mit 
niederschwelligen Angeboten. Die müssen kostenlos sein und An-
reize haben, wie eine Bildungsfreistellung.“

Theoretisch sind hier vor allem die Unternehmen gefragt, sich 
zu engagieren. Laut Erdost passiere aber genau das nicht. Die In-
vestitionen in diesem Bereich würden seit Jahren zurückgehen. 
„Unternehmen beschweren sich, keine Fachkräfte zu bekommen, 
sehen sich selbst aber nicht mehr in der Lage, sie auszubilden oder 
in die Weiterbildung der Mitarbeiter:innen zu investieren.“ Eine 
Diagnose, die Letz genauso stellt, dazu aber noch ergänzt: „Die Ver-
schränkung zwischen Bildungspolitik und Arbeitsmarkt wird nicht 
gesehen. Dabei ist die Erwachsenenbildung gemessen an den Teil-
nehmer:innen der größte Bereich.“

Und die positiven Effekte für Arbeitnehmer:innen und Arbeit-
geber:innen sind äußerst vielfältig, wie Letz erläutert. Denn die 
Teilnahme bilde einerseits die Beschäftigten weiter – von der fach-
lichen Qualifikation bis zu Tipps für die Gesundheitsvorbeugung 
– und fördere Aspekte wie die Bindung der Mitarbeiter:innen, die 
sich mehr wertgeschätzt fühlen. Das sei auch der größte Unter-
schied zu den vorgelagerten Bildungsschritten. „In der Schule habe 
ich ein striktes Curriculum, die Erwachsenenbildung orientiert sich 
an den Bedürfnissen, Praxiserfahrungen und der beruflichen Reali-
tät der Teilnehmer:innen und knüpft dort an. Das macht sie so 
erfolgreich. Wir müssen sehr flexibel sein und schauen, ob man an 
den Bedürfnissen dran ist.“

In drei Jahren erscheint der neue Bildungsbericht. Hoffentlich 
ist diese Coverstory dann nicht mehr aktuell.  w

„Unternehmen beschweren sich, keine Fachkräfte zu bekommen, sehen sich selbst aber 

nicht mehr in der Lage, sie auszubilden oder in die Weiterbildung der Mitarbeiter:innen

zu investieren“, so VÖGB-Leiterin Sabine Letz.
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TEXT ALEXIA WEISS

In Österreichs Kindergärten fehlt es an Personal, an Ausstattung, an Platz, 
um Mädchen und Buben in kleineren Gruppen und durch mehr Pädagog:innen 
zu begleiten, wie sie das eigentlich bräuchten. Investitionen in die Elementarpädagogik 
würden aber nicht nur Kindern einen guten Start ermöglichen.

Seit Jahren weisen Elementarpäda-
gog:innen auf die unhaltbaren Rah-
menbedingungen in heimischen Kin-

dergärten hin: Es fehlt an Mitarbeiter:innen, 
sodass von jenen, die im Beruf verbleiben, 
immer mehr in den Burnout rutschen. Meist 
werden 25 Kinder von einer bzw. einem ein-
zigen Pädagog:in betreut, ein:e Assistent:in 
oder Helfer:in unterstützt oft nur beim 
Wickeln der Kleineren oder bei den Mahl-
zeiten. Die schwierigen Arbeitsbedingungen 
und die stetige Überlastung führen wieder-
um dazu, dass einige, welche an einer Bun-
desanstalt für Elementarpädagogik (BAfEP) 
ausgebildet wurden, gar nicht in den Beruf 
einsteigen und sich andere nach kurzer Zeit 
im Beruf nach einer anderen Ausbildung 
oder Tätigkeit umsehen.

Die Arbeit im Kindergarten ist aber 
ein Herzstück der Pädagogik. Hier machen 
Kinder wichtige Erfahrungen für ihre so-
ziale Entwicklung, betont Stefanie Höhl, 
Professorin für Entwicklungspsychologie 
an der Universität Wien. „Sie spielen mit 
Gleichaltrigen, bauen erste Freundschaften 
auf und müssen sich in einer Gruppe zu-
rechtfinden. Das trainiert wichtige Fähig-
keiten wie Empathie, Fairness und Pers-
pektivenübernahme.“ 

Der Kindergarten biete außerdem 
wichtige Lerngelegenheiten. „So wird im 

Morgenkreis die sprachliche Ausdrucks-
fähigkeit trainiert. Zudem üben Päda-
gog:innen wichtige Fertigkeiten für den 
Schulbesuch ein, wie zum Beispiel die Stift-
haltung. Nicht zuletzt fallen qualifizierten 
Pädagog:innen Kinder mit speziellem För-
derbedarf auf. Häufig ist gezieltes Training 
noch vor dem Eintritt in die Schule am 
wirksamsten, beispielsweise bei sprachli-
chen Fähigkeiten, die später das Lesen- und 
Schreibenlernen ermöglichen. Je früher ein 
Kind die nötige Unterstützung bekommt, 
desto besser“, so die Professorin.

Keine Zeit, keine Freiräume

Bekommt es diese heute aber auch in ei-
nem österreichischen Kindergarten? „Aus 
organisatorischer Sicht fällt auf, dass die 
Gruppen häufig zu groß und der Betreu-
ungsschlüssel für diese Altersgruppe nicht 
angemessen ist“, betont Höhl. Gerade um 
auf die individuellen Bedürfnisse einzel-
ner Kinder sensibel reagieren zu können, 
bräuchten Pädagog:innen genug Zeit und 
Freiräume, die im Alltag in großen Grup-
pen kaum gewährleistet seien. 

Das bestätigt Nico Etschberger auch 
aus der Praxis. Der Elementarpädagoge ist 
Vorsitzender der Berufsgruppe für Elemen-
tarpädagogik Salzburg. Dem Kindergarten 
komme eine große Bedeutung in der indi-
viduellen Bildungskarriere von Menschen 
zu. Hier mehr Mittel in die Hand zu neh-
men wäre auch volkswirtschaftlich sinnvoll, 
argumentiert er. In die frühe Bildung zu in-
vestieren sei langfristig günstiger, als später 
für Jugendarbeit, Sozialarbeit, die Bekämp-
fung von Arbeitslosigkeit und Kriminalität 
wesentlich mehr Geld zu brauchen. Aber 
auch zur Integration könnte die Institution 
Kindergarten viel beitragen. Hier gehe es 
nicht nur um den Deutscherwerb von Kin-
dern, der nicht über Sprachkurse, sondern 
im Rahmen von Alltagskommunikation 
erfolgt. „Hier haben wir auch eine Mög-
lichkeit, die Eltern der Kinder zu erreichen 
und ihnen einen Platz in der Gesellschaft 
anzubieten.“

In Kinder
investieren

Die Besten für die Kleinsten

Was es also brauche: viel Geld. In skandi-
navischen Ländern würden zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für die Ele-
mentarbildung ausgegeben, in Österreich 
seien es gerade einmal 0,6 Prozent. Was 
mit mehr Mitteln gemacht werden könn-
te? Es wäre möglich, die Gruppengröße 
zu reduzieren, bessere Gehälter zu zahlen, 
aber auch eine Ausbildungsoffensive zu fi-
nanzieren. „Es braucht die Besten für die 
Kleinsten – in diese Richtung muss es ge-
hen“, so Etschberger.

Das bekräftigen auch jene drei Gewerk-
schaften, welche sich für die Interessen von 
Elementarpädagog:innen einsetzen: vida, 
GPA und younion. Derzeit sei qualitativ 
wertvolles Arbeiten aufgrund des Personal-
mangels bereits teilweise schwierig, betont 
Michaela Guglberger von der vida. Da 
gehe es dann eben auch um die Förderung 
des einzelnen Kindes. Sie fordert einerseits 
mehr Personal, andererseits auch eine ös-
terreichweit einheitliche Ausbildung für 
Assistent:innen in diesem Berufsfeld und 
als Sofortmaßnahme mehr Assistent:in-
nen für Unterstützungsleistungen in den 
Gruppen. 
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Auch für Judith Hintermeier von der you-
nion ist das, was am dringendsten benötigt 
wird, mehr Budget – also mehr Mittel von 
der öffentlichen Hand. „Ich weiß, Geld 
wächst nicht auf den Bäumen, aber mit 
mehr Budget könnten wir mehr Standorte 
bauen, dann kann ich auch weniger Kin-
der in der Gruppe haben und mehr Päda-
gog:innen beschäftigen. Ich könnte mehr 
Menschen ausbilden, die dann auch wirk-
lich in den Beruf gehen und einen besseren 
Erwachsenen-Kind-Schlüssel garantieren.“ 

Bewerbungen an Schulen für
Elementarpädagogik
nach Geschlecht
Quelle: Bundesbildungsanstalten 
für Elementarpädagogik (BAfEP) 2020

Link Krumpel ist ein Spätberufener. Nach zehn Jahren Werbe-

agentur wechselte er in die Elementarpädagogik und arbeitet  

heute als Elementarpädagoge und Betriebsrat.
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Ähnliche Forderungen formuliert Stephanie 
Veigl von der GPA. Es brauche österreich-
weite Qualitätsstandards (Gruppengrößen, 
Betreuungsschlüssel, Vorbereitungszeit), 
einheitliche Ausbildungsstandards für 
unterstützendes Personal, den Ausbau der 
Kinderbildungseinrichtungen und einen 
Kollektivvertrag für private Kindergärten in 
allen Bundesländern. Außerdem tritt Veigl 
für die Ausbildung von Pädagog:innen auf 
Hochschulniveau ein.

Damit rennt sie bei Nicole Kalteis, Lei-
terin der BAfEP 21 in Wien, offene Türen 
ein. Die Schule biete zwar grundsätzlich 
eine sehr gute Ausbildung mit einer starken 
Praxis-Theorie-Vernetzung. „Das ist etwas, 
was im Gegensatz zu anderen pädagogi-
schen Ausbildungen gut gelingt.“ Schwer 
sei es aber, mit 19 Jahren in den Beruf ein-
zusteigen. „Dann allein mit 25 Kindern in 
einer Gruppe zu stehen, ist eine große He-
rausforderung.“ Die momentan herausfor-
dernden Rahmenbedingungen würden die 
Situation zusätzlich erschweren.

Wien setze daher zunehmend auf die 
Ausbildung von Erwachsenen. Auf lan-
ge Sicht wäre hier ein Hochschulstudium 
wünschenswert, sagt Kalteis. Derzeit gibt 
es ein Kolleg, in dem Menschen, die über 
eine Matura beziehungsweise die Berufs-
reifeprüfung verfügen, in vier bis sechs Se-
mestern zu Elementarpädagog:innen ausge-

bildet werden. Bereits ab dem zweiten Jahr 
werden sie dabei in einem Kindergarten 
Teilzeit angestellt, das erste Ausbildungs-
jahr kann über das AMS und den Wiener 
Arbeitnehmer:innenfonds „waff“ finanziert 
werden. Der Vorteil für beide Seiten: 100 

Prozent dieser Absolvent:innen würden 
auch im Beruf verbleiben. Bei den Absol-
vent:innen der BAfEP als Schulform gehe 
nur etwa ein Drittel nach dem Abschluss in 
den Beruf, erklärt Kalteis, betont aber, dass 
es hier kein valides Datenmaterial gebe.

Mehr Männer

Auch Kalteis unterstreicht die Wichtigkeit 
der Elementarbildung: „Es geht nicht nur 
darum, dass sie für spätere Bildungserfah-
rungen wichtig ist. Die Kinder haben auch 
im Hier und Jetzt ein Recht auf Bildung.“ 
Im Idealfall werden die Mädchen und Bu-
ben von weiblichen und männlichen Pä-
dagog:innen in ihren ersten Lebensjahren 

begleitet. Auch hier helfe die Kollegform, 
mehr Männer in diesen traditionellen Frau-
enberuf zu holen, „einige Männer entschei-
den sich nach einer Kinderkarenz dafür“.

Link Krumpel ist einer dieser später 
Berufenen. Die Ausbildung zum Elemen-
tarpädagogen hat er im dritten Bildungs-
weg absolviert: Er war zunächst Tischler, 
dann Grafiker in einer Werbeagentur. Seit 
mehr als zehn Jahren arbeitet er nun in 
einem Wiener Kindergarten und engagiert 
sich dabei auch als Betriebsrat. Dabei setzt 
er sich für bessere Rahmenbedingungen 
für seine Kolleg:innen ein. Mehr Männer 
in dem Beruf hält er für wichtig, um Kin-
dern sowohl weibliche als auch männliche 
Bezugspersonen zu bieten. Es gebe hier 
aber kein besser oder schlechter, sondern 
unterschiedliche Perspektiven und Heran-
gehensweisen. Wenn Männer und Frauen 
als Pädagog:innen im Kindergarten arbei-
ten, sei das für die Kinder gut, aber auch 
für das Team. 

Ob ein besseres Gehalt den Beruf auch 
für mehr Männer attraktiv machen wür-
de? Darum gehe es nicht, betont Krum-
pel. „Wenn sich die Bedingungen für alle 
– Männer und Frauen – verbessern, wird 
der Beruf prinzipiell für alle interessanter.“ 
Er selbst bereut seine Berufsentscheidung 
jedenfalls nicht. 

Um auch andere zu motivieren, in das 
Berufsfeld zu gehen, fordert Kalteis eine 
österreichweite Imagekampagne. „Im Mo-
ment sind die Themen Überforderung und 
Überlastung im medialen Fokus. Wir brau-
chen mehr Personal, um das zu ändern: 
Dann müssen wir aber auch zeigen, welche 
Möglichkeiten und Chancen dieses tolle 
Berufsfeld eröffnet.“  w

Nicole Kalteis, Leiterin der BAfEP 21 in Wien, zur täglichen Situation 

in der Elementarpädagogik: „Allein mit 25 Kindern in einer Gruppe zu 

stehen, ist eine große Herausforderung.“

„Wenn sich die Bedingungen für alle – 
Männer und Frauen – verbessern, 

wird der Beruf prinzipiell für alle interessanter.“

Link Krumpel, Elementarpädagoge

Was ist uns
(Kinder-)Bildung wert?

TEXT IRENE STEINDL

Budget ist in Zahlen gegossene Poli-
tik. Glaubt man dieser Aussage, ist 
Bildung in Österreich wenig wert. 

Der Budgetentwurf für 2022 sieht wieder 
keinen Schwerpunkt für Bildung vor. Auch 
in der laufenden Finanzrahmenperiode 
2022 bis 2025 sind von den 33 Milliar-
den Euro für budgetäre Schwerpunkte nur 
mickrige 72,2 Millionen Euro für Bildung 
budgetiert. Warum ist das so problematisch? 

„Schon vor der Pandemie klaffte die 
Schere zwischen Bildungserfolg und sozio-
ökonomischer Herkunft weit auseinander. 
In der Pandemie hat sich diese Situation 
verschärft“, so der AK-Bildungsökonom 
Philipp Schnell. Problematisch sei das 
vor allem für jene Schüler:innen, die jetzt 
schon Schwierigkeiten im Bildungssys-
tem haben. Angesichts der Diskussion um 
Fachkräftemangel und steigender Jugend-
arbeitslosigkeit erscheine es fast zynisch, 

das Bildungsbudget nicht aufzustocken. 
Nach viel Kritik hat das Bundesministe-
rium Mitte Jänner die Förderstunden um 
109 Millionen Euro aufgestockt und fünf 
Millionen für Fördermaßnahmen rund um 
die Matura bereitgestellt – zumindest ein 
erster Schritt.  

Wie gehen andere Länder mit diesen 
Herausforderungen um? Zwei Drittel der 
OECD-Länder haben als Reaktion auf die 
Pandemie die Bildungsausgaben erhöht, 
vor allem im Pflichtschulbereich. Die 
Niederlande etwa gaben 2021 rund 700 
Euro pro Schüler:in für das Aufholen von 
Lernrückständen aus. In Österreich sind es 
rund 200 Euro.

Auch bei den Ausgaben für die Elemen-
tarpädagogik hinkt Österreich internatio-
nal nach. Im Durchschnitt geben EU-Län-
der ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) für Elementarbildung – also Kin-
dergärten und -krippen – aus. Österreich 
investiert im Schnitt rund ein Drittel 
weniger in die Bildung der Kleinkinder. 
Nur Wien erreicht erstmals Ausgaben von 
einem Prozent des BIPs. Während im Re-
gierungsprogramm noch eine „substanzielle 
Aufstockung“ der Mittel für die Elementar-
pädagogik angekündigt war, findet sich die-
se nicht im Budget.

„Die Elementarpädagogik kommt im 
Budget viel zu kurz“, kritisiert Judith Hin-
termeier, Frauenreferentin der Gewerkschaft 
younion. Der Mehraufwand seit Corona sei 

enorm – das Administrieren von Testungen, 
die Reinigungen, der Austausch mit den 
Gesundheitsbehörden. Es brauche dringend 
mehr Geld, um das Personal aufzustocken, 
um kleinere Gruppen zu ermöglichen und 
mehr Standorte zu schaffen. „Wir müssen 
jene Rahmenbedingungen schaffen, die die 
Kinder zum Lernen brauchen.“ Das Haupt-
problem aber, so Hintermeier, seien die un-
klaren Zuständigkeiten: „Wir haben neun 
unterschiedliche Regelungen in neun Bun-
desländern. Das schafft ungleiche Chancen, 
je nachdem, in welcher Gemeinde Kinder 
aufwachsen.“ Damit Kinder unabhängig ih-
rer sozialen Herkunft die gleichen Chancen 
haben, fordern die Sozialpartner:innen und 
die Industriellenvereinigung einen Rechts-
anspruch auf einen Kindergartenplatz ab 
dem ersten Geburtstag, längere Öffnungs-
zeiten, ein zweites kostenloses Kindergar-
tenjahr und zusätzliche Fachkräfte. Das er-
fordert eine Milliarde Euro jährlich.   w

In Österreich wird Jahr für Jahr zu wenig Geld für Bildung in 
die Hand genommen, jedes Bundesland hat eigene Regelungen. 
Das alles bleibt nicht ohne Auswirkungen.

Budget für das Aufholen von
Lernrückständen 2021 pro Kopf
Quelle: Budgetbericht 2022,  
Arbeiterkammer
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Niederlande
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TEXT ALEXIA WEISS

Wenn einzelne Schüler:innen von Lehrer:innen abgewertet und bloßgestellt werden, ist das 
nur die Spitze des Eisberges. Schule in Österreich scheitert nach wie vor an der Aufgabe, 
allen Kindern den gleichen Zugang zu Bildung zu ermöglichen.

Ein paar Beispiele aus der Praxis: „Im Werkunterricht sagt 
eine Lehrerin zu einem Schüler mit schwarzer Hautfarbe: 
,Wenn du nicht handarbeiten willst, kannst du ja zurück 

nach Afrika gehen und dort verhungern.‘ Die Schüler:innen der 
Klasse informieren die Klassenvorständin darüber, woraufhin die 
Schulpsychologin den Vorfall mit den Kindern bespricht. Im Ge-
spräch mit den Eltern anderer Schüler:innen stellt sich heraus, dass 
die Werklehrerin schon öfter mit rassistischen Äußerungen auf-
gefallen ist.“ 

„Eine gute Freundin von mir und ich werden von unserer Pro-
fessorin vernachlässigt und vor unseren Erziehungsberechtigten 
runtergemacht, da wir, im Gegensatz zum Rest der Klasse, kei-
nen deutschen Familiennamen haben. Laut der Professorin haben 
wir auch ein sogenanntes Sprachdefizit, obwohl wir beide im Fach 
Deutsch gute Noten haben.“

Vorfälle wie diese sind keine Seltenheit an Österreichs Schu-
len. Seit sechs Jahren bemüht sich die „Initiative für ein diskrimi-
nierungsfreies Bildungswesen“ (IDB), auf Ungerechtigkeiten im 
heimischen Schulsystem hinzuweisen. Sie versteht sich dabei auch 
als Anlaufstelle, um konkrete Diskriminierungssituationen aufzu-
zeigen. Diese werden dann – wie die beiden oben zitierten Vorfälle 
– in den Jahresberichten der NGO veröffentlicht. 

Diskriminierung lässt sich allerdings nicht nur an konkreten 
Vorfällen wie diesen festmachen. Und auch wenn solche Entglei-
sungen aufgrund unterschiedlicher Personenmerkmale – Oliver 
Gruber, Experte für Bildungs- und Integrationspolitik der AK 
Wien, nennt hier die Benachteiligung aufgrund von Geschlecht, 
sexueller Orientierung, Alter, ethnischer Zugehörigkeit, Religion 
und Weltanschauung – Ungleichbehandlungen besonders sichtbar 
machen, ist es im Bildungssystem vor allem die soziale Stellung, 
die es Schüler:innen leichter oder schwerer macht, einen höheren 
Bildungsabschluss zu erreichen. 

„Unser Bildungssystem ist nämlich nach wie vor selektiv, was die 
Bildungschancen von Schüler:innen aus unterschiedlichen Eltern-
häusern betrifft“, betont Gruber. Eine im Auftrag der Arbeiter-
kammer durchgeführte SORA-Diskriminierungsstudie unterschied 
für den Bildungsbereich dabei zwischen didaktischer, struktureller 
und Peer-Diskriminierung. „Während didaktische Diskriminierung 
etwa unfaire Beurteilung, abwertendes oder ausschließendes Verhal-
ten von Lehrkräften sowie diskriminierende Sprache und Bilder in 
Lernmaterialien umfasst, geht es bei struktureller Diskriminierung 
vor allem um erschwerten Zugang zu Bildung“, erläutert der AK-
Bildungsexperte. Die Peer-Diskriminierung äußere sich hingegen in 
Form von Lächerlichmachen und Mobbing, das erleben am stärks-
ten Schüler:innen sowie Kinder und Jugendliche mit nicht hetero-
sexueller Orientierung oder einer körperlichen Beeinträchtigung.

Schule nach sozialer Herkunft

Wie stark strukturelle Diskriminierung im heimischen Schulwesen 
noch immer präsent ist, zeigte um den Jahreswechsel die Veröffent-
lichung des aktuellen nationalen Bildungsberichts, der alle drei 
Jahre vom Bildungsministerium erstellt wird. Demnach bestimmt 
die soziale Herkunft weiter stark die Schullaufbahn. Derzeit wech-
seln nach der Volksschule insgesamt 38 Prozent der Kinder in eine 
AHS-Unterstufe. Während der Anteil von Akademiker:innenkin-
dern in der AHS-Unterstufe aber 50 Prozent beträgt, kommen nur 
drei Prozent der Kinder aus Familien, in welchen die Eltern maxi-
mal über einen Pflichtschulabschluss verfügen. 

Was in dem Bericht dabei auch festgehalten wird: Die Ungleich-
heit bei der Schulwahlentscheidung ist nur zu einem Drittel durch 
Leistungsunterschiede zu erklären. Sieht man sich die Mathematik-
kompetenzen an, lag bei der Bildungsstandardüberprüfung 2018 
der Österreichschnitt bei 551 Punkten. Akademiker:innenkinder, 

deren Leistung nahe diesem Schnitt lag, traten zu 62 Prozent in 
eine AHS über. Aber nur 24 Prozent der Kinder, die ebenfalls einen 
solchen Wert erreichten, deren Eltern aber höchstens über einen 
Pflichtschulabschluss verfügten, wechselten an eine AHS. Bei Kin-
dern von Eltern mit einer Lehre oder einem Abschluss einer berufs-
bildenden mittleren Schule waren es ebenfalls nur 25 Prozent.

Gruber kritisiert hier ein „statuskonservierendes Bildungssys-
tem“: In keinem anderen OECD-Staat werde so früh zwischen 
Gymnasium und Mittelschule selektiert. „Die sozioökonomischen 
Ressourcen des Elternhauses entscheiden nach wie vor darüber, wel-
che Chancen die eigenen Kinder auf den Bildungsaufstieg haben.“

Gut ablesen lässt sich das auch anhand der Daten der Statistik 
Austria zur Frage, welchen Schultyp Kinder mit einer anderen Erst-

Wie Schule
diskriminiert

Bedarf an Nachhilfe 2020/21
Quelle: AK-Nachhilfebefragung 2021

sprache als Deutsch besuchen. Von den insgesamt etwa 1,1 Mil-
lionen Schüler:innen im Schuljahr 2020/21 hatten 306.290 oder  
27,2 Prozent eine nicht-deutsche Umgangssprache. Während ihr 
Anteil an Mittelschulen österreichweit 33,8 Prozent betrug, war 
dieser an AHS nur 21,6 Prozent. In Wien, wo der Gesamtanteil von 
Kindern mit nicht-deutscher Erstsprache bei 53,3 Prozent lag, hat-
ten 77,2 Prozent der Schüler:innen an einer Mittelschule eine an-
dere Umgangssprache als Deutsch, an AHS waren es 40,5 Prozent.

Risikofaktor Sprache

Inci Dirim, Professorin für Deutsch als Zweitsprache an der Univer-
sität Wien, hält dazu gegenüber der Arbeit&Wirtschaft fest: „Das 
österreichische Bildungssystem ist derzeit noch nicht in der Lage, 
dafür zu sorgen, dass Deutsch als Zweitsprache keinen Benachtei-
ligungsfaktor darstellt – im Gegenteil: Deutsch als Zweitsprache 
stellt einen großen Risikofaktor für ein Scheitern im Bildungssys-
tem dar.“ Hart geht sie dabei mit dem Modell der Deutschförder-
klassen ins Gericht. „Sozial gesehen ist diese weitgehend segregative 
Beschulung als schädlich zu betrachten.“ Aber auch sprachlich ge-
sehen sei nicht klar, welchen Erfolg diese Klassen brächten. „Ich 
verstehe hier den Forschungsstand so, dass eine Kombination von 
integrativer und zusätzlicher Deutschförderung als ertragreicher ge-
sehen wird als Deutschförderklassen, die nur wenige Elemente der 
Integration in die Regelklasse aufweisen.“

37%
der Schüler:innen

+10%
2019/20



Arbeit&Wirtschaft 01/2022

18 19

Arbeit&Wirtschaft 01/2022

DREI 
FRAGEN
ZUM
THEMA

an Sonia Zaafrani, Ärztin und Obfrau der Initiative für 
ein diskriminierungsfreies Bildungswesen (IDB)

Seit sechs Jahren machen Sie auf Diskriminierung im 
österreichischen Schulsystem aufmerksam. Mehr als 
1.000 Fälle haben Sie bereits dokumentiert. Welche 
strukturellen Probleme lassen sich daraus ablesen? 
Als IDB setzen wir uns für einen gleichberechtigten 

Zugang zu Bildung für alle Schüler:innen ein, genauso 

wie sie sind. Das Schulsystem in seiner jetzigen Form 

ist zum Teil rassistisch und diskriminierend und ver-

wehrt zu vielen Kindern und Jugendlichen eine erfolg-

reiche Bildungslaufbahn aufgrund ihres Namens, ihrer 

Hautfarbe, ihrer (vermuteten) Religionszugehörigkeit, 

einer (un-)sichtbaren Behinderung, ihrer sexuellen 

Orientierung.

Welche Strukturreformen wären aus Ihrer Sicht die 
dringendsten?
Wir haben dazu einen 11-Punkte-Plan entwickelt, der 

zum Beispiel unabhängige Meldestellen, entsprechen-

de Aus- und Fortbildung für Lehrer:innen, aber auch 

eine Diversifizierung des Lehrpersonals vorsieht. 

Sie sprechen sich auch für eine Quote für Personen 
mit Migrationshintergrund bei der Bestellung von 
Schulleiter:innen aus. Warum?
Die Konstellation, dass eine diverse, mehrsprachige 

Schüler:innenschaft einer weißen, einsprachigen, ho-

mogenen Lehrer:innenschaft gegenübersteht, die die 

Lebensrealitäten der Schüler:innen nicht ausreichend 

kennt und nötige Skills wie mehrsprachige, interkultu-

relle und interreligiöse Kompetenzen nicht mitbringt, 

führt nachweislich zu Diskriminierung. Wenn in der 

Weltstadt Wien so gut wie alle Leitungen öffentlicher 

Pflichtschulen mit weißen, einsprachigen Personen 

besetzt sind, ist das ein Hinweis für strukturelle Dis-

kriminierung. Das Instrument Quote könnte diese Be-

nachteiligung ein Stück weit ausgleichen.

www.diskriminierungsfrei.at

Dirim spricht sich daher für eine integrative Deutschförderung und 
Angebote der sprachlichen Bildung in allen Schulfächern aus, er-
gänzt um ein Zusatzangebot für Schüler:innen, die sich noch im 
Deutschlernprozess befinden. Stark ausgebaut werden sollte zudem 
der Unterricht in Erstsprachen von Schüler:innen. „Bilinguale und 
mehrsprachige Schulprojekte wären sehr wünschenswert, weil diese 
in internationalen Studien sehr erfolgreich abschneiden.“ Ebenfalls 
als wünschenswert sieht die Sprachwissenschafterin bilinguale und 
mehrsprachige Alphabetisierung in der Schuleingangsphase. Mig-
rationssprachen sollten zudem dringend als Maturasprachen aus-
gebaut werden. „Dies wäre für Schüler:innen eine große Chance, 
ihre zu Hause erworbenen Sprachen auf ein bildungssprachliches 
Niveau zu bringen.“ 

Corona erhöht Nachhilfebedarf

AK-Experte Gruber ortet jedoch insgesamt die Notwendigkeit einer 
grundsätzlichen Systemumstellung im heimischen Bildungssystem. 
Nicht zuletzt die Pandemiesituation habe gezeigt, dass Familien stark 
belastet seien. Wie etwa eine aktuelle AK-Studie zu Nachhilfe belegt, 
lernte während der Distance-Learning-Phasen die Hälfte der Eltern 
täglich mit ihren Kindern zu Hause, mehr als 80 Prozent der Väter 
und Mütter unterstützten ihre Kinder zumindest einmal pro Woche. 

Doch nicht alle Eltern können ihren Kindern bei den Schul-
aufgaben helfen – hier kommt Nachhilfe ins Spiel, deren Bedarf 
seit Beginn der COVID-19-Pandemie massiv gestiegen ist. Doch 
dadurch würden Ungleichheiten noch weiter verstärkt. Armuts-
gefährdete Familien oder Alleinerzieher:innen könnten sich Nach-
hilfe trotz Bedarfs oft nicht leisten, und für vier von zehn Eltern 

stellen die Ausgaben für Nachhilfe eine sehr starke bis spürbare Be-
lastung dar. Insgesamt nahmen im Schuljahr 2020/21 37 Prozent 
der Schüler:innen Nachhilfe in Anspruch – ein Anstieg um zehn 
Prozentpunkte im Vergleich zum Jahr davor. 

Der Bonus oder Malus eines Kindes dürfe aber nicht mehr am 
Elternhaus hängen, betont Ilkim Erdost, Bereichsleiterin Bildung 
und Konsument:innen in der AK Wien. Sie fordert daher allem 
voran mehr ganztägige Schulformen. Um Chancengleichheit für 
alle Kinder zu erreichen, brauche es aber noch weitere Reformen. 
„Man muss sich strukturelle Benachteiligungen näher anschauen, 
das betrifft die Ausstattung von Schulen, deren Infrastruktur und 
wie sich Schulen finanzieren. Es braucht einen Chancenindex – 
denn manche Schulen benötigen mehr personelle, andere mehr 
infrastrukturelle Ressourcen.“

Wo für sie Diskriminierung im heimischen Bildungssys-
tem besonders spürbar wird: in den auch von Dirim kritisierten 
Deutschförderklassen. Der Übergang von diesen Klassen in den 
Regelschulbetrieb sei ein recht kritischer Prozess, meint sie, und 
Diskriminierung werde dabei nicht nur für die Kinder, sondern 
auch deren Eltern spürbar. „Eltern wissen vielfach nicht, wie sie 
da im Sinn ihrer Kinder dranbleiben können, wie sie sich Gehör 
verschaffen können.“ Vielfach werde mit Müttern und Vätern, die 
nicht über gute Deutschkenntnisse verfügen, seitens der Schulen 
grundsätzlich nicht adäquat kommuniziert.

Erdost tritt hier für eine bedarfsorientierte Sprachförderung und 
den Ausbau des Muttersprachenunterrichts ein. Frühförderung sei 
essenziell – deshalb brauche es auch dringend ein zweites verpflich-
tendes Kindergartenjahr. Vor allem aber müsse sich diese Förderung 
an den Kompetenzen der Schüler:innen orientieren und an der 
Schule organisiert werden. „Da bräuchten die Direktionen flexible 
Ressourcen, sowohl für die Erstsprachen- als auch die Deutschför-
derung.“ Integrative Förderung sei hier der adäquate Ansatz. Da 
setze auch der AK-Sprachschlüssel an, ein Modell, mit dem eben 
allen Kindern, egal welche Erstsprache sie haben, gute Chancen im 
Bildungssystem ermöglicht werden sollen. 

Schwerer Rucksack

Wichtig ist für Erdost aber auch, „dass Kinder so lange wie mög-
lich gemeinsam unterrichtet werden können“. Der Übergang von 
der Volksschule in die Sekundarstufe sollte viel fließender gestaltet 

sein. Es sei weder ein Fehler der Schüler:innen noch der Eltern, 
dass derzeit 20 Prozent der Kinder mit Abschluss der Volksschu-
le keine ausreichenden Kompetenzen im Lesen, Schreiben oder 
Rechnen aufweisen. Hier brauche es ein Schulmodell, das ein 
„Nachreifen“ ermögliche. Bekämen diese Kinder diese Kompeten-
zen nicht vermittelt, gebe ihnen das „einen schweren Rucksack“ 
mit und benachteilige sie ein Leben lang. „Da liegt die Verantwor-
tung bei uns. Wir müssen gerechter werden.“ 

Wichtig sei für alle Schüler:innen zudem Empowerment. Das 
sei nämlich Vorbeugung für jede Art der Diskriminierung – sei 
das nun aufgrund der Herkunft oder einer Beeinträchtigung oder 
der Gender-Identität. Aber auch das Vermitteln von Zivilcourage 
und des Wissens, wohin man sich im Fall einer Diskriminierung 
wenden könne, sei nötig. „Man muss Schüler:innen befähigen, 
über Diskriminierungserfahrungen zu sprechen.“ Auf Lehrer:in-
nenseite wünscht sich Erdost einerseits, dass sich hier ein breite-
res Spektrum der Bevölkerung wiederfindet. Zudem gelte es, das 
Team-Teaching zu verstärken. Auch das schütze Schüler:innen vor 
Übergriffen. Denn Diskriminierung finde gerade in geschlossenen 
Räumen häufiger statt, was der Fall sei, wenn ein Lehrer oder eine 
Lehrerin allein in der Klasse stehe. 

Diskriminierung äußere sich übrigens nicht immer so plakativ 
wie in den eingangs geschilderten Fällen. Wenn etwa ein Mädchen 
in einem naturwissenschaftlichen Fach höre: „Das hast du über-
raschenderweise toll gelöst“, dann sei das eine versteckte Abwer-
tung. „Diese Mikroabwertungen hinterlassen größere Spuren bei 
Schüler:innen, als Lehrer:innen das einschätzen.“ Hier wünscht 
sich Erdost auch in der Lehrer:innenausbildung mehr Bewusst-
seinsschaffung für einen diversitätssensiblen Unterricht.  w

Inci Dirim, Professorin an der Universität Wien: 

„Deutsch als Zweitsprache stellt einen großen Risikofaktor 

für ein Scheitern im Bildungssystem dar.“

„Die sozioökonomischen Ressourcen des Elternhauses entscheiden 

nach wie vor darüber, welche Chancen die eigenen Kinder auf den 

Bildungsaufstieg haben“, so AK-Bildungsexperte Oliver Gruber.

„Man muss Schüler:innen befähigen, über 
Diskriminierungserfahrungen zu sprechen.“ 

Ilkim Erdost, Arbeiterkammer Wien
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TEXT CHRISTIAN BUNKE

Die Pandemie stellt Lehrlinge und Ausbilder:innen vor Herausforderungen. 
Zum schwierigen Lernalltag gesellen sich Zukunftsängste. Und es wird 
noch deutlicher, wo es bereits vor Pandemiebeginn schon Probleme gab. 
Wir haben uns bei Betroffenen umgehört. 

Zu Beginn ein Experiment: Nehmen 
Sie einen Suppenteller. Füllen Sie 
ihn mit Wasser. Legen Sie den Tel-

ler auf Ihren Unterarm und gehen Sie nun 
mit dem Teller in ihrer Wohnung spazieren. 
Wie viel Wasser schwappt über? Wenn Sie 
möchten, können Sie auch versuchen, zwei 
Teller auf einem Arm zu balancieren oder 
zwei Teller auf einem Arm und einen Teller 
auf dem anderen. Aber passen Sie auf, dass 
Ihnen nichts herunterfällt. 

Obige Übung muss beherrschen, wer 
als Restaurantfachkraft arbeiten möchte. 
Es handelt sich um eine Serviertechnik, die 
als Unter- und Obergriff bezeichnet wird. 
Das Servieren von Speisen und Getränken 
gehört zum Berufsbild, das Eindecken der 
Tische, aber auch das Ausstellen von Rech-
nungen, die Abrechnung der Tagesumsätze 
und die Kontrolle der Lagerbestände. Es 
handelt sich hier um einen fordernden Be-
ruf mit einer Lehrzeit von drei Jahren. 

Valentina Burisic ist im dritten Lehr-
jahr. Im Februar will die junge Frau ihren 
Abschluss machen. Der Weg dorthin war 
kein Automatismus. Das AMS schlug ihr zu-
nächst eine Karriere im Verkauf vor. „Doch 
das wollte ich nicht, wegen meiner Rücken-
probleme“, so Burisic. Und so landete sie 

schließlich im Lehrbetrieb ZOBA des Vereins 
„Jugend am Werk“ in der Rasumofskygasse 
in Wien. „Jugend am Werk“ bietet überbe-
triebliche Lehrausbildungsprogramme für 
Menschen, die eine Zuweisung vom AMS 
erhalten haben. Hier gibt es die Möglichkeit, 
einen Beruf zu erlernen, auch wenn man kei-
ne Lehrstelle bei einem Unternehmen gefun-
den hat. „In meiner Familie gilt der Beruf der 
Restaurantfachkraft nicht als richtiger Beruf, 
vor allem nicht für eine Frau. Hier habe ich 
gelernt, wie viel da eigentlich dazugehört. Es 
ist eben nicht damit vergleichbar, daheim 
den Esstisch abzuräumen“, sagt Burisic.

Am Anfang, so viel sei gesagt, tat sie sich 
mit Ober- und Unterarmgriff schwer. Viel 
Wasser schwappte über, und „es machte mir 
anfangs nicht so viel Spaß“. Doch das änder-
te sich schnell: „Vor allem das Kommunizie-
ren mit den Gästen hat mir dann immer 
mehr Spaß gemacht. Es ist schön, den Men-
schen ein Lächeln ins Gesicht zu zaubern.“ 

Deutliche Grenzen

Die vergangenen zwei Jahre waren für Va-
lentina Burisic ein Ausnahmezustand, eben-
so wie für Ina Kohl, die im ZOBA gerade 
das zweite Lehrjahr als Köchin absolviert. 

Stimmungskiller
Pandemie

„Eigentlich wollte ich Konditorin lernen, es 
gab aber keine freien Lehrplätze. Deshalb 
mache ich jetzt diesen Lehrabschluss und 
hänge die Konditor:innenausbildung hin-
ten dran.“ Während Burisic immerhin ein 
Lehrjahr im Normalzustand erlebt hat, ge-
hört Kohl zu einer Generation, die ihre ge-
samte Lehre bislang unter COVID-19-Be-
dingungen absolvieren musste: „Wir hatten 
teilweise Distance-Learning. Da haben wir 
zu Hause Gerichte gekocht und dann ein 
Foto davon gepostet.“ 

Auch Richard Tiefenbacher, Vorsitzender 
der Österreichischen Gewerkschaftsjugend 
(ÖGJ), kann ein Lied von COVID-19 sin-
gen, einer Krise, die viele bestehende Prob-
leme im österreichischen Ausbildungswesen 
verschärft hat. Im Hinblick auf die Erfah-
rungen von Ina Kohl und ihren Kolleg:innen 
sagt er: „Distance-Learning ist natürlich eine 
gute Geschichte, solange es kein Handwerks-
beruf ist. Daheim in der Wohnung kann ich 
aber keine Mauer hochziehen oder einen 
Tisch aufbauen. Dann ist Mama böse, und 
ich muss mir eine neue Wohnung suchen.“ 

Allgemein ist Tiefenbachers Fazit nach 
zwei Jahren Pandemie: „Lehrlinge wer-
den im Vergleich zu Schüler:innen an den 

Gymnasien wie Menschen zweiter Klas-
se behandelt. Für die Berufsschulen gilt 
das auch.“ Die Organisation der Lehre in 
einem dualen System mit beruflichen und 
schulischen Ausbildungsaspekten gibt es 
in dieser Form außer in Deutschland fast 
nur in Österreich. Ihre Wurzeln liegen im 
handwerklichen Zunftsystem des Mittel-
alters. Heute soll die Lehre dabei helfen, 
Qualitätsstandards zu sichern und neue 
Generationen von Fachkräften auszubil-
den. „Doch die meisten Berufsschulen sind 
noch in den achtziger Jahren stecken ge-
blieben“, so Tiefenbacher. „Das modernste 
Equipment besteht vielerorts aus Over- 
head-Projektoren. Von den Decken brö-

ckelt der Verputz ab. Man kann froh sein, 
keine Wunden am Kopf davonzutragen.“ 
Weil Berufsschulen im Gegensatz zu ande-
ren Schulen kaum mit Laptops ausgestattet 
wurden, demonstrierte die Österreichische 
Gewerkschaftsjugend schließlich gemein-
sam mit anderen Organisationen vor dem 
Bundeskanzleramt. „Die Lehrer:innen dort 
wurden völlig allein gelassen.“ Es gibt auch 
kein österreichisches Hygienekonzept. 

Missstände

Corona hat viele Baustellen verschärft, die 
schon lange vorhanden sind. Der aktuelle, 
im Oktober 2021 vom Österreichischen 

Die Pandemie geht an den Lehrlingen nicht spurlos vorüber. „Ich kenne viele, die im Lauf 

der Zeit die Motivation verloren und aufgegeben haben“, sagt Valentina Burisic. 

Belastung unter Lehrlingen
Quelle: MedUni Wien, Donau-Universität
Krems

Schlafstörungen

27%
Angstzustände

35% Depressionen

48%
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Institut für Berufsbildungsforschung ge-
meinsam mit ÖGB und AK herausgege-
bene Lehrlingsmonitor listet weitere auf. 
Dabei handelt es sich um eine zweimal 
jährlich durchgeführte Umfrage unter rund 
6.000 Lehrlingen, 2.000 davon aus dem 
ersten Lehrjahr. Der Monitor erfasst aller-
dings nur den betrieblichen Teil der Lehre, 
überbetriebliche Ausbildungsformen wie 
etwa „Jugend am Werk“ werden nicht er-

fasst. Somit gibt der Lehrlingsmonitor vor 
allem einen Überblick darüber, wie Betrie-
be an die Lehrausbildung herangehen und 
wie zufrieden die Lehrlinge mit ihrer Aus-
bildung dort sind. 

Und so zeigt sich: „Immerhin 79 Pro-
zent sind zufrieden mit ihrer Ausbildung“, 
sagt Tiefenbacher. „Das ist cool, ist aber 

kein Spitzenwert.“ So werden 18 Pro-
zent der Lehrlinge häufig zu ausbildungs-
fremden Tätigkeiten herangezogen. Nur 
51 Prozent machen ausschließlich ausbil-
dungsbezogene Tätigkeiten. 29 Prozent 
leisten regelmäßig Überstunden, und das 
nicht immer freiwillig. 19 Prozent haben 
zum Zeitpunkt der Befragung COVID-be-
dingte Kurzarbeit erlebt. Von diesen gaben 
immerhin 45 Prozent an, dennoch voll-

ständig ausgebildet worden zu sein. Aber 
bei 19 Prozent sieht die Sache anders aus, 
sie wurden nicht fertig ausgebildet. Daraus 
ergibt sich, dass es eine Schicht von Lehr-
lingen im zweistelligen Prozentbereich gibt, 
die während der Pandemie schlechter aus-
gebildet wurde, als es vor der Pandemie der 
Fall gewesen wäre. 

Auch an den Ausbilder:innen ist die Pan-
demie nicht spurlos vorbeigegangen. „Wir 
mussten viel improvisieren“, erzählt Franz 
Haider, Ausbilder für Köche bei „Jugend 
am Werk“. „Viele Praktikumsplätze sind 
aufgrund der Lockdowns plötzlich zurück-
gezogen worden. Es gibt viele Betriebe, die 
um ihr Überleben kämpfen.“ Und sein 
Kollege Gilbert Kure, der Restaurantfach-
kräfte ausbildet, pflichtet bei: „Vor Corona 
war alles befreiter und lebendiger. Mit Co-
rona kamen Angst und Unsicherheit. Man 
konnte viel weniger machen, zum Beispiel 
gab es kaum noch Exkursionen. Ich gehe 
mit den Lehrlingen zum Beispiel gerne 
ins Kaffeemuseum, um ihnen ein Gefühl 
für die Rohstoffe zu geben, mit denen sie 
arbeiten. Das war die letzten Jahre so nicht 
mehr möglich.“ 

Pandemie als Depressionstreiber

Auch für Valentina Burisic hat COVID-19 
Belastungen gebracht. „Wie sollst du zu 
Hause lernen, wenn du aus einer großen 
Familie in einer Drei-Zimmer-Wohnung 

kommst und vielleicht nebenbei auf deine 
Geschwister aufpassen musst?“, fragt sie. 
Und das von ihr so geschätzte kommu-
nikative Element sei fast vollständig ver-
loren gegangen. „Ich weiß ja noch, wie es 
vorher war. Wir haben im ZOBA Events 
organisiert, Cocktails gemixt und diese an-
schließend serviert. Jetzt sind wir nur noch 
in unserer kleinen Gruppe. Das ist nicht 
dasselbe. Es ist viel isolierter. Das hat viele 

von uns echt belastet, und manche haben 
ihre Lehre deswegen aufgegeben.“ Auch 
Ungerechtigkeiten habe es gegeben: „Weil 
wir in der überbetrieblichen Lehre sind, ha-
ben wir keinen Corona-Bonus bekommen. 
Dabei haben wir doch auch die ganze Zeit 
gearbeitet. Das finde ich unfair.“ 

Den Lehrlingen sei es in der COVID-
Krise „echt schlecht gegangen“, bestätigt 
auch Richard Tiefenbacher. Er stützt sich 

dabei auf die Ergebnisse einer im Auftrag 
der Gewerkschaftsjugend gemeinsam von 
der MedUni Wien und der Donau-Uni-
versität Krems durchgeführten Umfrage 
unter 1.442 Lehrlingen, wonach die Hälfte 
der Befragten an Depressionen und Essstö-
rungen leidet. In konkreten Zahlen ausge-
drückt, berichten 48,3 Prozent der Befrag-
ten von Depressionen, 35,4 Prozent haben 
Angstzustände erlebt, 50,6 Prozent leiden 
unter Essstörungen und 27 Prozent unter 
Schlafstörungen. „Psychische Belastungen 
sind in Österreich immer noch ein großes 
Tabuthema“, so Tiefenbacher. „Oft haben 
Ausbilder:innen dafür auch kein Gespür 
und sagen dann so Sachen wie: Werd du 
erst einmal so alt wie ich, dann weißt du, 
was eine Belastung ist.“ 

Gerade im Hinblick auf die Auswirkun-
gen der Pandemie brauche es in der Lehre 
neben materiellen Verbesserungen wie einer 
Aufstockung des Lehrlingsgehalts auch ei-
nen Aufbau psychosozialer Unterstützung 
durch ausgebildete Fachkräfte an den Hoch-
schulen. Damit die Corona-Jugend nicht 
mit ihren Sorgen im Regen stehen bleibt.  w

Home-Schooling kann eine echte Ausbildungsküche nur schwer ersetzen. 

„Wir haben teilweise zu Hause gekocht, und das dann mit dem Handy aufgenommen“, erzählt Ina Kohl. 

Die Ausbilder Franz Haider und Gilbert Kure geben ihr Bestes, ihre Lehrlinge 

durch die Pandemie zu bringen. Sie sagen: „Es war nicht immer leicht.“

„Psychische Belastungen sind in Österreich 
immer noch ein großes Tabuthema.“ 

Richard Tiefenbacher, Vorsitzender der ÖGJ
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Der Jahresanfang ist die Zeit für gute 
Vorsätze. Doch auch in diesem Frühling 
stehen wir vor bereits bekannten Proble-
men, ganz besonders am Arbeitsmarkt: 
Über 400.000 Menschen sind im Mo-
ment auf Arbeitssuche oder in Schulungen. 

Das ist nicht die einzige Baustelle. Pro-
gressive (Wirtschafts-)Politik muss die Ver- 
besserung der Lebensbedingungen aller 
Menschen im Auge haben. Wir haben die 
vorrangigen Ziele und besten Ideen für ein 
gutes Leben für alle zusammengetragen. 

> Armutsfeste Mindestsicherung 
und Erhöhung des Arbeitslosengeldes 
auf 70 Prozent

> Armut vermeiden
> Höhere Mindestlöhne, 

bessere Arbeitsbedingungen
> Mitbestimmung
> Arbeitsmarktteilhabe für alle
> Joboffensive in Schlüsselbereichen 

wie Elementarpädagogik, Bildung, 
Pflege, Digitalisierung, 
Ökologisierung

> Jobgarantie für Langzeitarbeitslose

> Arbeitszeit innovativ verkürzen
> Vereinbarkeit von Berufstätigkeit 

und Privatleben vorantreiben
> Einkommensgerechtigkeit für 

Frauen schaffen

> Überreichtum einiger weniger verringern
> progressive Besteuerung von Vermögen, 

Vermögenseinkommen und Erbschaften

> Pflege, Gesundheit, Bildung, 
Wohnen verbessern

> Keine Zweiklassenmedizin
> Ganztagskindergärten und -schulen
> Sozialer Wohnbau

> Klimasoziale Arbeitsmarktpolitik
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TEXT JOHANNES GRESS

Drei Betroffene berichten über ihren zweiten Bildungsweg. So vielfältig die Interessen, 
so vielfältig die Herausforderungen, denn Bildungs- und Aufstiegschancen sind in Öster-
reich nach wie vor ungleich verteilt. 

Wenn ihre Freund:innen wo-
chenends Party machten, ihre 
Kolleg:innen feierabends noch 

ein Bier trinken gingen – dann saß Jennifer 
Dorn* meist am Schreibtisch. Statt Hobbys 
nachzugehen, lernte sie für Prüfungen, er-
ledigte Hausübungen. Nach Gymnasium, 
Ausbildung und dreijähriger Berufstätig-
keit absolvierte die heute 30-Jährige ein 
Lehramtsstudium in den Fächern Deutsch, 
Geschichte und Politische Bildung. Erfolg-
reich, aber mit diversen Entbehrungen. 

Sich weiterbilden, fortbilden, lebens-
langes Lernen – das wirkt sich unbestreitbar 
positiv auf die eigene Erwerbsbiografie aus. 
Studien zeigen, dass es kaum einen besseren 
Schutz gegen (Langzeit-)Arbeitslosigkeit 
und für beruflichen Aufstieg gibt als die 
regelmäßige Erweiterung professioneller 
Fähigkeiten. 

Doch diesen Luxus muss man sich 
leisten können. Ausbildungskosten und 
Lohnausfall werden oft auf den Einzelnen 
abgewälzt. Was dazu führt, dass jene, die 
ohnehin gut dastehen, es leichter haben, 

Lebenslang lernen,
lebenslang schuften?

Kinder-Yoga, Rückentraining oder Seifen-

kistenrennen: Gabriele Stocks Bildungs- 

und Berufsweg ist ein abwechslungsreicher, 

aber er kreist stets ums Thema Kinder.

noch besser dazustehen – und umgekehrt. 
Anders formuliert: Lebenslanges Lernen 
kann Chance sein, um bestehende Un-
gleichheiten zu verringern – und Gefahr, 
diese nur noch weiter zu vertiefen. 

Viele Möglichkeiten,
viele Voraussetzungen

Manuel Denk* ist gewissermaßen Experte 
für unterschiedlichste Erwerbsbiografien 
und kennt beide Seiten des Arbeitsmarkts: 
Gut elf Jahre arbeitete er als Erstberater 
beim Arbeitsmarktservice (AMS), „eine 
lange Zeit“, wie er heute sagt. Ein Beruf, 
in dem man viele, mitunter belastende 

Schicksale kennenlernt – und nicht selten 
mit nach Hause nimmt. Im Zuge der Co-
rona-Pandemie wurde der Wunsch nach 
einem Berufswechsel immer lauter, letztlich 
unüberhörbar. Im Frühjahr 2021 entschied 
sich Denk, den Job an den Nagel zu hän-
gen. Auf den Schlussstrich folgte die Frage: 
„Wieso nicht mal was machen, was mich 
wirklich interessiert?“ Derzeit absolviert 
der 37-Jährige in der CODERS.BAY des 
Berufsförderungsinstituts (BFI) eine Aus-
bildung zum Frontend-Developer.

In einem Seminarraum im dritten Stock 
eines unscheinbaren Gebäudes in der Nähe 
der S-Bahn-Station Wien-Rennweg breitet 
Gabriele Stock eine Yoga-Matte am Boden 
aus. Hier, in der „Vitalakademie“, absol-
vierte sie ab Oktober 2019 ihre einjährige 
Ausbildung zur diplomierten Gesundheits-
pädagogin, Schwerpunkt Kinderpädago-
gik. Ihr ehemaliger Dozent erlaubt, noch 
einmal einen Blick in die Räume zu werfen. 
Ein Ort, an dem sie sich sichtlich wohl-
fühlt. Nach der Polytechnischen Schule 
hatte die heute 50-Jährige einst Schneide-
rin gelernt. Widerwillig, ihren Eltern zulie-
be. Ausgeübt hat sie den Beruf nie. „Ich war 
als Kind faul, erst mit 18 oder 19 habe ich 
bemerkt, ich will was machen aus meinem 
Leben!“ Schließlich absolvierte sie die Aus-
bildung zur OP- und Pflegeassistenz und 
studierte anschließend Medizintechnik. 

Wie Berufe und Weiterbildungen selbst 
können Motivation und Interesse hinter 
dem zweiten Bildungsweg vielfältig sein. 
Unzufriedenheit mit dem bisherigen Job, 
Karrierechancen, Sicherheit und Präven-
tion oder schlichtweg die Lust am Neuen, 
am Ausprobieren. Staatliche und (teil)staat-
liche Institutionen stellen hierfür diverse 
Förderungsprogramme zur Verfügung. Bei-
spielsweise das Fachkräftestipendium, die 
Bildungskarenz, Bildungsteilzeit oder Stu-
dienfinanzierungen. Doch diese Program-
me sind oftmals an strenge Voraussetzun-
gen geknüpft. Wer diese nicht erfüllt, muss 
sich eine Weiterbildung selbst finanzieren.

Das ist vor allem dann problematisch, 
wenn der Aspekt der Freiwilligkeit verloren 

geht. Der Wandel der Arbeitswelt, Auto-
matisierung und Digitalisierung machen 
Weiterbildungen und Lernen vielfach zum 
Muss. Vor allem Beschäftigte mit niedriger 
und mittlerer formeller Bildung und Qua-
lifikation laufen Gefahr, den Anschluss zu 
verlieren. Das Schlagwort „lebenslanges 
Lernen“ kann Bereicherung oder „Hamster-
rad“ bedeuten, Zuckerbrot oder Peitsche.

Wenn man Gabriele Stock zuhört, hat 
man nicht das Gefühl, „Berufliches“ stehe 
bei ihrem Bildungsweg an vorderster Stel-
le. Zum besseren Verständnis nummeriert 
Stock ihre beruflichen Stationen stets durch. 
Die „Vitalakademie“ war Station Nummer 
vier. Und soll auch nicht die letzte sein. Mit 
Ende Jänner beginnt sie ein Pflegepädago-
gikstudium an der FH in Wien. Zwei Dinge 
sind es, die Stock beständig, meist in Ver-
bindung mit einem breiten Grinsen, wieder-
holt: „Ich bleib sicherlich nicht stehen“ und 
„Kinder“. Das sind die beiden Fixpunkte, 
um die ihr Bildungsweg zirkuliert. Denn die 
Arbeit mit Kindern ist es, die ihr am meisten 
Freude bereitet. Egal, ob in Form von Kin-
der-Yoga, Rückentraining, Entspannungs-
übungen oder die Vorbereitung für Seifen-
kistenrennen in ganz Österreich. 

Es scheint Teil von Stocks Lebensphilo-
sophie zu sein, dass sie sich gar nicht erst 
nach Förderungen umsieht – die Ausbil-
dung an der Vitalakademie finanzierte sie 
sich mit ihrem Ersparten und einem Ne-
benjob. Das war „knallhart“, aber gehört 
für sie irgendwie dazu. Von nichts kommt 
nichts, findet sie. Doch das ist nicht für alle 
immer möglich. 

Viele bleiben auf der Strecke

Für Jennifer Dorn war der Grund für eine 
Neuorientierung die Unsicherheit, die ihr 
Job als Coach in der Erwachsenenbildung 
mit sich brachte. Projektbasiertes Arbeiten, 
freie Dienstverträge, Honorarnoten – oder 
anders: nichts Fixes, ein Hangeln von ei-
nem Auftrag zum nächsten, danach perio-
dische Ungewissheit. Hinzu kam die Lust, 
auch persönliche Interessen noch weiter zu 

* Name von der Redaktion geändert. 



Referate via Videokonferenz, Englischunterricht mit Eltern an der Seite und sehr viele erledigte oder 

verstaubte Arbeitsblätter: In den langen Wochen und Monaten der Pandemie wurde der Schul- und 

Lernalltag der Kinder und Jugendlichen massiv eingeschränkt. Kinder, deren Eltern nicht über Geld, 

Zeit und Bildung verfügen, spüren negative Konsequenzen auf ihrem Bildungsweg noch unmittel-

barer: schlechtere Noten, Klassenwiederholungen und Schulabbruch werden wahrscheinlicher – 

wie die Ergebnisse verschiedener Befragungen der AK-Schulkostenstudie zeigen. Obwohl die ver-

gangenen zwölf Schulmonate historisch außergewöhnlich waren, wurden weder die Lernziele noch 

die Beurteilung maßgeblich an die neuen Voraussetzungen angepasst. Vielmehr werden die hohen 

Ansprüche und Lernziele im Distance-Learning weitertradiert. Das bringt Druck, Frustration und 

psychische Konsequenzen mit sich. Das äußert sich vor allem durch gestiegene Nervosität (28 Pro-

zent), Gereiztheit (36 Prozent) oder Verängstigung (30 Prozent). Dieses Muster war konstant über 

alle Schultypen und sozialen Stellungen der Eltern hinweg beobachtbar. Laut den zuletzt befragten 

Eltern sind ihre Kinder im Vergleich zur Zeit vor der COVID-19-Pandemie verängstigter (30 Prozent), 

nervöser (44 Prozent) oder gereizter (76 Prozent). Das Fehlen sozialer Kontakte und klarer Perspekti-

ven äußert sich vor allem im hohen Ausmaß an empfundener Einsamkeit (68 Prozent), die bei jungen 

Menschen nicht selten zu Antriebslosigkeit, Erschöpfung und depressiver Stimmung führen kann.

Es ist für die kommenden Pandemiemonate entscheidend, die hohe Gefährdung von Kindern, 

Jugendlichen und ihren Eltern im Blick zu haben. In der COVID-Krise muss es für Kinder und Ju-

gendliche besondere Regeln geben, die sie einhalten können und die nicht auf Kosten ihrer psy-

chisch-emotionalen Gesundheit gehen. In jeder Phase der Pandemie muss gewährleistet sein, dass 

Kinder und Jugendliche Kontakt zu anderen Gleichaltrigen haben. Das gemeinsame Spielen und 

Austauschen ist für die Bewältigung essenziell. Sosehr die Lernrückstände Sorgen machen, das 

Wohlbefinden der Kinder und Jugendlichen sollte Vorrang haben. Tests, Schularbeiten und ande-

res muss hintangestellt werden.

So bekommen Sie alle aktuellen Beiträge direkt in Ihr Postfach:

A&W-Blog abonnieren unter awblog.at/blog-abo

Lernen am Esstisch statt in der Klasse – 

eine Zwischenbilanz aus Sicht der Eltern

Gekürzt von Anja Melzer

BLOG

Elke Larcher, Referentin für Ganztagsschulen in der AK Wien

Philipp Schnell, Referent in der Abteilung Bildungspolitik der AK Wien 
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verfolgen. Nach drei Jahren hängte sie das 
Coaching an den Nagel und begann ihr 
Lehramtsstudium. Nebenher arbeitete sie 
bis zu 25 Wochenstunden als Nachhilfeleh-
rerin an einer Wiener Volkshochschule. Für 
ein Selbsterhalterstipendium reichten die 
Durchrechnungszeiten nicht. „Es ist prinzi-
piell machbar, wenn man’s will“, sagt Dorn. 
Nur das Wollen hatte seinen Preis, „und ich 
gehörte nicht zu den Glücklichen, die ein 
Stipendium bekommen haben“.

Viele in Dorns Bekanntenkreis wollten 
es auch: noch einmal umorientieren, weiter-
bilden, etwas (ganz) anderes machen. Aber 
einige fingen gar nicht erst an, andere gaben 
nach einem halben Jahr wieder auf. Vielfach 
entsprechen die Angebote nicht den Le-
bensrealitäten von Berufstätigen, kritisiert 
Dorn. Aus ihrer Sicht brauche es einerseits 
mehr finanzielle Unterstützung, anderer-
seits bleibe digitales Potenzial ungenutzt. 
Zugangshürden könnten abgebaut werden, 
wenn beispielsweise Theoriearbeit digital 
erledigt und Praxiseinheiten dann geblockt 
vor Ort absolviert werden könnten. 

Aber derzeit finde eine Art „Selektion“ 
statt: „Die Bessergestellten können sich’s 
leisten, die anderen haben keine Möglich-
keit aufzusteigen. Die, die’s ohnehin schwe-
rer haben, bleiben auf der Strecke.“ 

In Zahlen gegossen bedeutet das laut 
einer OECD-Studie: In Österreich braucht 
es im Schnitt fünf (hypothetische) Gene-
rationen, bis ein Kind aus der untersten 
Einkommensschicht das nationale Durch-
schnittseinkommen erreicht.  In den skandi-
navischen Ländern dauert derselbe Aufstieg 
in etwa zwei bis drei Generationen. In Öster-
reich sind Bildungsweg und sozialer Status 
nach wie vor eng an Einkommen, Vermögen 

und Bildungsabschluss der Eltern geknüpft. 
Laut einer Studie des Arbeitsministeriums  
ist die soziale Mobilität in Österreich (Stand 
2019) im europäischen Vergleich besonders 
gering, nur Portugal schneidet schlechter ab. 

„Die Wahrscheinlichkeit, Führungs-
kraft zu werden“, schreibt Franziska Dissl- 
bacher, Referentin für Verteilungsfragen in 
der Arbeiterkammer Wien, „ist für Kinder 
von Führungskräften 3,3-mal höher als für 
Kinder aus Arbeiter:innenfamilien.“ Sie 
fügt hinzu: „Umgekehrt ist die Wahrschein-
lichkeit, im Erwachsenenalter Arbeiter:in 
zu sein, für Kinder von Führungskräften 
nur ein Drittel so hoch wie für Kinder aus 
Arbeiter:innenfamilien.“ 

Abhilfe könnte ein sogenanntes „Quali-
fizierungsgeld“ schaffen, wie es die Arbei-
terkammer fordert. Anstatt an strenge Kri-
terien geknüpft zu sein, soll es in Höhe von 
1.220 Euro netto pro Monat allen Personen 
über 25 Jahren zustehen. Das würde insti-
tutionelle Hürden abbauen und könnte 
den Kreis der Bezieher:innen erweitern. 

Vom AMS zum AMS zum AMS

Vor unserem Gespräch in den Räumlichkei-
ten der CODERS.BAY im Wiener Gaso-
meter hat auch Manuel Denk schon einige 
berufliche Stationen hinter sich. Eine Lehre 
zum Buchhändler hat er abgebrochen, „weil 
ich damals 17 war“, und meint damit eine 
Art pubertäre Unvernunft. Auf den Zivil-
dienst beim Samariterbund folgten diverse 
Gelegenheitsjobs, eine längerfristige beruf-
liche Perspektive in der Gastronomie mach-
te schließlich die Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008/09 zunichte. Danach ging’s für 
Denk zum AMS, zunächst als Arbeitsloser, 

später als Telefonberater. Nach elf Jahren 
wieder als Arbeitsloser.

Sein Vorteil: Sein Wunsch nach Wei-
terqualifizierung wird vom AMS durchaus 
unterstützt. Die Kosten für die Ausbildung 
übernimmt das AMS, seine Fixkosten zahlt 
er vom Arbeitslosengeld und privaten Er-
sparnissen. Monatlich bekommt er noch 
rund 150 Euro Bildungsbonus. „Geht sich 
aus“, sagt Denk sichtlich zufrieden. 

Nach einer Bewerbung und einem fünf-
wöchigen „Qualifying“ startete Denk An-
fang November in der CODERS.BAY die 
fünfmonatige Ausbildung zum Frontend-
Developer. Als solcher ist er zuständig für 
Design, Oberfläche („Frontend“) und Be-
nutzerfreundlichkeit einer Website. Ein ge-
fragter Beruf, dementsprechend gut schätzt 
er seine beruflichen Perspektiven ein. „An-
fangs war’s etwas abstrakt, das hat etwas ge-
dauert“, aber mittlerweile fühlt er sich hier 
pudelwohl. Für Februar hat er bereits ein 
Praktikum in einer IT-Firma arrangiert, er 
will in der Branche bleiben. „Ich vermisse 
meinen alten Job keine Sekunde.“

Für Stock hingegen scheint nach wie 
vor alles offen. „Irgendwas mit Kindern“ 
soll’s sein, das ist fix. Ihr FH-Studium will 
die 50-Jährige in den nächsten zwei bis drei 
Jahren abschließen – und sich bis spätes-
tens 2024 selbstständig machen. „Ich bleib 
sicherlich nicht stehen.“ Sie lächelt. 

Jennifer Dorn hat ihr Lehramtsstudi-
um bereits vor fünf Jahren abgeschlossen, 
sie unterrichtet derzeit an einer Mittel-
schule in Wien. Rückblickend, sagt sie, 
war das eine toughe Zeit, aber den Auf-
wand definitiv wert. „Ich würd’s wieder 
machen.“ Nebenberuflich studiert sie der-
zeit Informatik.  w 

„Die, die’s ohnehin schwerer 
haben, bleiben auf der Strecke.“

Jennifer Dorn, Mittelschullehrerin
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TEXT IRENE STEINDL

Seit Jahren weht ein rauer Wind durch die Betriebsratszimmer. 
Die Sozialpartnerschaft im Betrieb wird brüchiger, der Druck auf Betriebsrät:innen 
steigt. Gewerkschaften und VÖGB wollen nun gegensteuern – mit guter Bildung.

Gegenmacht – das Wort geistert seit zwei Jahren durch 
die Bildungsprogramme der Gewerkschaften und des 
Verbands österreichischer gewerkschaftlicher Bildung 

(VÖGB). Dabei ist der Begriff alles andere als glücklich ge-
wählt, denn er weckt Bilder von Streik, Konflikt, Kampf. Streik 
ist aber die letzte Eskalationsstufe. Vielmehr meint Gegenmacht, 
Betriebsrät:innen zu rüsten, um im eigenen Betrieb wieder mehr 
Machtfaktor zu sein. Die Belegschaft hinter sich zu bringen. Sich 
Kompetenzen anzueignen, um zu verhandeln, mitzugestalten und 
mitzubestimmen. Kurzum: die Position der Arbeitnehmer:innen 
auf betrieblicher Ebene zu stärken. Denn das, davon sind Bildungs-
verantwortliche überzeugt, wird notwendig werden.

Der Wind wird rauer

Das Ziel, Gegenmacht zu bilden, kommt nicht von irgendwo. „Der 
große politische Rahmen war die Veränderung innerhalb der So-
zialpartnerschaft in den letzten Jahren“, so Sabine Letz, Leiterin 
des VÖGB. Mit der Pandemie sei die Rolle der Sozialpartner zwar 
wieder gestärkt, Stichwort Kurzarbeit, diesem Waffenstillstand sei 
aber nicht zu trauen. Die türkis-blaue Regierung hat Institutionen 
des Wohlfahrtsstaats sukzessive angegriffen und Rechte der Arbeit-
nehmer:innen abgebaut, etwa bei den Leistungskürzungen in der 
Sozialversicherung oder dem 12-Stunden-Tag. Dass der Wind rau-
er wird, zeigt sich auch in der deutlich härteren Kollektivvertrags-
politik. Zukünftig wird es mehr Konflikte geben, da sei es wichtig, 
Kante zu zeigen, ist auch Wolfgang Greif überzeugt, der Leiter der 
GPA-Bildungsabteilung. Aus dieser politischen Situation heraus 
ist die Diskussion entstanden: Welche Bildungsangebote brauchen 
Betriebsrät:innen, um handlungsfähiger und konfliktfähiger zu 

sein? Denn gut ausgebildete Betriebsrät:innen sind besser gerüstet, 
bei Angriffen auf Arbeitnehmer:innen dagegenzuhalten. 

Das Ergebnis dieser Auseinandersetzung ist ein umfangreicher 
Strategieprozess: Wen wollen wir mit unseren Bildungsangeboten 
(neu) erreichen? Welche Formate eignen sich dafür? Was müssen 
wir inhaltlich umstellen, neu denken? „Wir haben zum Beispiel 
unseren einwöchigen Grundkurs BR 3 umgebaut“, erzählt Peter 
Schissler, Bildungsleiter der Gewerkschaft PRO-GE. „Nachdem 
die Kolleg:innen gelernt haben, welche rechtlichen Möglichkeiten 
sie haben, sollen sie nun Instrumente erproben, wie sie selbst Aus-
einandersetzungen im Betrieb führen können.“ Rechtliche Ausein-
andersetzungen werden gern an ein Gericht ausgelagert, das wollen 
viele Betriebsrät:innen nicht selbst machen. „Wir zeigen ihnen in 
unseren Kursen, welche Eskalationsstufen es gibt, damit sie den 
Konflikt selbst ausfechten und nicht auslagern. Das ermächtigt 
sie und stärkt ihre Position im Betrieb.“ Die Instrumente dafür 
beginnen bei der routinemäßigen Abhaltung von Betriebsratssit-
zungen und Betriebsversammlungen und gehen im Ernstfall bis zu 
großen Mobilisierungen. „Wir planen viel neuen Aktionismus ein, 
das macht Betriebsrät:innen in den Kursen auch Spaß. Es muss 
ja nicht immer das Flugblatt sein“, so Schissler. Wichtig sei, dass 
Betriebsrät:innen ins Gespräch kommen mit „ihren Leuten“ und 
Diskussionen führen. 

Rauer wird der Wind auch innerhalb der Betriebe. Betriebs-
rät:innen werden zunehmend eingeschüchtert, wenn sie eine Wei-
terbildung besuchen wollen. Eine beliebte Methode von Arbeit-
geber:innen sei, so Schissler, die Arbeitskolleg:innen gegen den 
Betriebsrat aufzubringen. Etwa: „Wenn du auf Kurs fährst, ver-
lieren wir unsere Gruppenprämie.“ Oder die Betriebsrät:innen so 
sehr mit Arbeit einzudecken, dass eine mehrtägige Weiterbildung 

zulasten der Kolleg:innen geht. Betriebsrät:innen quälen sich dann 
mit Fragen wie: „War das notwendig, dass ich so lange wegfah-
re?“ Oder: „Was bin ich für eine Vertreterin, wenn ich jetzt meine 
Leute im Stich lasse?“ Die Methoden seien viel feiner geworden, 
psychologischer, weniger direkt. 

Immer schneller, immer kürzer?

Der Druck im Betriebsratsalltag führt zum Wunsch nach kürze-
ren Seminaren. Viele Bildungsabteilungen haben darauf mit kür-
zeren Angeboten reagiert, so werden etwa Vier-Tages-Seminare 
auf zweieinhalb Tage verkürzt usw. Auch die Mobilität innerhalb 
Österreichs ist deutlich weniger geworden. Wochenseminare in 
einem anderen Bundesland waren lange begehrt, heute sind viele 
Betriebsrät:innen froh, wenn sie nicht weit wegfahren müssen. Es 
wird immer enger mit der Zeit. „Wir kommen diesen Bedürfnissen 
entgegen, weil wir sonst keine Anmeldungen mehr haben“, so Sa-
bine Letz. In dieser Dynamik gehe aber viel verloren. Bildung ver-
komme zur Ware, werde gern schnell mal zwischendurch gesnackt. 
Lernen brauche aber Zeit zum Verarbeiten, zum Austauschen. Wo 
sonst kommen Betriebsrät:innen zusammen, um ihre Erfahrungen 
zu teilen? Abends beim gemütlichen Zusammenhocken wird oft 
weiterdiskutiert. „Wie machst du das bei dir im Betrieb?“ – „Wie 
bist du die Betriebsvereinbarung angegangen?“ – „Echt, das Prob-
lem hast du auch?“ Die große Herausforderung werde darin liegen, 
so Letz, auf der einen Seite Rahmenbedingungen für kompakte 
und flexible Bildungsangebote zu bieten und andererseits Räume 
zum Austausch und zur Reflexion zu schaffen. Aktualisierungen im 
Arbeitsrecht etwa müssen keine mehrtägigen Präsenzseminare sein, 
das geht auch in Form digitaler Bildungshäppchen. 

Machtfaktor
Bildung

Wolfgang Greif, Leiter der GPA-Bildungsabteilung, 

hält Bildung für Betriebsrät:innen für besonders wichtig. 

Sie müssen handlungsfähig sein.
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VIER 
FRAGEN
ZUM
THEMA

Im Herbst 2022 startet der frauenpolitische Lehrgang 

des VÖGB unter dem Motto „Frauen auf die Überhol-

spur“. Tina-Bianca Ennikl leitet den Lehrgang in enger 

Abstimmung mit den ÖGB Frauen. 

Warum ein frauenpolitischer Lehrgang?
Frauen sind innerhalb von Betriebsratskörperschaften, 

Personalvertretungen und Gewerkschaften unterre-

präsentiert. Wir möchten mit dem Lehrgang Arbeit-

nehmer:innenvertreterinnen stärken und mehr Frauen 

in Führungspositionen bringen. Das erfordert viel Be-

wusstseinsarbeit. Dieses Empowerment gelingt besser 

in geschlossenen Räumen als in gemischten Gruppen. 

Wie ist der Lehrgang aufgebaut?
In vier Modulen à drei Tage lernen die Teilnehmerinnen 

über gewerkschaftliche Frauengeschichte, Gleichstel-

lung, Einkommensberichte, Kollektivverträge und Be-

triebsvereinbarungen, Frauenbilder in den Medien u.v.m. 

Mit sehr viel Praxis in Kommunikation, Storytelling, Ver-

handlungstraining und Aktionismus. Sie lernen, unter-

schiedliche Werkzeuge und Strategien für die eigene 

Arbeit zu nutzen und den eigenen Ausdruck zu stärken. 

Im Vordergrund stehen die Persönlichkeitsentwicklung 

und die Vernetzung mit Kolleginnen. Der Lehrgang geht 

über ein halbes Jahr und endet mit einem Zertifikat.

An wen richtet sich der Lehrgang?
An aktive Betriebsrätinnen, Personalvertreterinnen 

und Frauensekretärinnen aus den Gewerkschaften. 

Die Gruppen sind sehr heterogen – einige haben ganz 

frisch im Betriebsrat angefangen, andere sind seit vie-

len Jahren dabei. 

Was ist heuer besonders?
Wir haben mehr Praxis in den Lehrgang eingebaut 

und das Rüstzeug für mehr Gegenmacht und Durch-

setzungskraft erweitert. Die Idee: Wie kann ich das 

Gelernte umsetzen? Wie kann ich Botschaften gut ar-

gumentieren und vermitteln? Wie erreiche ich die Be-

legschaft am besten? Wie setze ich gewerkschaftliche 

Ziele durch und werde kampagnenfähig im Betrieb?

Was das anbelangt, habe die Pandemie durchaus Gutes ge-
bracht. Die Pandemie war ein Innovationsschub. „Ohne Coro-
na-Krise würden wir vielleicht immer noch über Webinare reden, 
ohne je eines gehalten zu haben“, meint Greif. Was der Schub ge-
bracht hat, zeigt die Statistik: 35 Prozent jener, die zu Beginn der 
Pandemie ein Online-Seminar bei der GPA besucht haben, waren 
seit fünf Jahren in keinem Präsenzseminar mehr. Unter den Teil-
nehmer:innen sind tendenziell mehr Frauen, Jüngere, Kolleg:in-
nen außerhalb Wiens und aus kleineren Betrieben als bei Präsenz-
seminaren. Sprich: Online schafft tendenziell mehr Diversität. 
Und die ist wichtig, soll die Interessenvertretung im Betrieb auf 
breite Füße gestellt werden.

„In der Bildung Online-Formate zu entwickeln, ist eine Inves-
tition in die Zukunft“, ist Wolfgang Greif überzeugt. „Kinder und 
Jugendliche, die jetzt groß werden, sind ganz andere Schulungen 
gewohnt. Und erwarten von uns, dass wir da mitgehen. Wir müs-
sen schon jetzt an die next generation denken und uns vorbereiten 
für die generation after next.“

Das Persönliche mit dem Politischen verzahnen

Verändert habe sich in den letzten fünf, zehn Jahren auch die 
Nachfrage nach Kursinhalten. Während Seminare in Richtung 
Persönlichkeitsentwicklung, strategische Gesprächsführung, Burn-
out und Suchtprävention boomen, sind die Anmeldungen bei klas-
sisch kollektiven Themen wie etwa Sozialstaat rückläufig. „Dabei 
wäre gerade hier so viel zu diskutieren“, meint Peter Schissler von 
der Produktionsgewerkschaft. Etwa: Was bedeutet der Vorschlag, 
die Lohnnebenkosten zu senken, für Arbeitnehmer:innen? Wer 
finanziert wie unser Gesundheitssystem? Welche Folgen hat es, 
wenn der Staat weniger Einnahmen hat? Das sind keine Themen 
für einen schnellen Konsum. Dass das Interesse an politischen In-
halten weniger geworden ist, hätten die Gewerkschaften zum Teil 
durchaus selbst zu verantworten, so Wolfgang Greif. „Wir hatten 
mit unseren Bildungsangeboten über Jahrzehnte zu Recht eines im 
Fokus: gut qualifizierte Betriebsrät:innen auszubilden, damit sie 
vor Ort ihre Kolleg:innen gut unterstützen können. Wir haben sie 
auf Augenhöhe mit dem Management gebracht – mit hoher recht-
licher Kompetenz und ökonomischem Know-how.“ Auf der Stre-
cke geblieben sei dabei mitunter die politische Sensibilisierung, die 
interessenpolitische Aufladung der Bildungsangebote. Zukünftig 

kommt die Bildungsarbeit nicht umhin, neben Wissen auch Hal-
tung zu vermitteln. Dazu braucht es auch neue und innovativere 
Inhalte und Formate. Die sogenannten Soft Skills wie Kommuni-
kation oder Verhandlungstaktik müssen mit dem Politischen ver-
zahnt werden. Zum Beispiel, indem das Argumentationstraining 
mit Fragen zur Sozialversicherung verknüpft wird.

Den digitalen Wandel gestalten

Mit Bildung den Wandel in der Arbeitswelt zu gestalten heißt 
auch, den Fokus vermehrt auf Digitalisierung zu legen. Wie ge-
lingt es durch Bildungsarbeit, Betriebsrät:innen zu Begleiter:in-
nen des digitalen Wandels zu machen? Etwa im Bereich des 
Datenschutzes oder der digitalen Kommunikation. Mit welchen 
Tools können Betriebsrät:innen gut mit ihrer Belegschaft kom-
munizieren, wenn die Arbeit immer mobiler und dezentraler 
wird, das persönliche Gespräch nicht immer möglich ist? „Der 
digitale Wandel überrascht nicht, er ist kalkulierbar“, so Greif. In 
der gewerkschaftlichen Bildung gehe es darum, Entwicklungen 
abzusehen und mitzugestalten. Also den digitalen Wandel im Be-
trieb einzuschätzen und darauf reagieren zu können. Wie ändern 
sich dadurch Geschäftsmodelle? Wie wirkt sich das auf die Beleg-
schaft aus? Welche Qualifikation brauchen die Mitarbeiter:innen? 
Wer droht auf der Strecke zu bleiben? All das sind Aufgaben, die 
Betriebsrät:innen aus der Rolle der Anwält:innen locken und zu 
einem Machtfaktor im Betrieb machen. Und Bildung ist ein wich-
tiger Schlüssel dafür.  w

Peter Schissler, Bildungsleiter der PRO-GE: 

„Wir zeigen den Betriebsrät:innen in unseren Kursen, 

welche Eskalationsstufen es gibt, damit sie den

Konflikt selbst ausfechten und nicht auslagern.“

Der Wind werde rauer, erst recht seit der Pandemie. Bildung könne 

dem etwas entgegenhalten, so VÖGB-Leiterin Sabine Letz.

Mehr Vielfalt bei den Zielgruppen

Aus der Diskussion zur Gegenmacht ist die Idee entstanden, mehr 
Angebote für politisch interessierte Gewerkschaftsmitglieder zu 
schaffen. Derzeit können Mitglieder die zweijährige Gewerk-
schaftsschule sowie Kulturangebote besuchen, die meisten Semina-
re und Lehrgänge des VÖGB sind Betriebsrät:innen vorbehalten. 
„Es gibt viele politisch interessierte Gewerkschaftsmitglieder, die 
sich gerne engagieren würden, ohne gleich eine Funktion zu über-
nehmen. Für diese Gruppe brauchen wir noch mehr Angebote“, so 
Letz. An Angeboten für Gewerkschaftsmitglieder arbeitet derzeit 
auch die GPA-Bildungsabteilung, vor allem online. „Bildungsan-
gebote sind auch eine Frage von Ressourcen. Online können wir 
kostengünstig viel mehr in die Breite gehen und auch bei Gewerk-
schaftsmitgliedern sichtbarer werden“, so Greif. 

„Ohne Corona-Krise würden
wir vielleicht immer noch über 
Webinare reden, ohne je eines 

gehalten zu haben.“

Wolfgang Greif, 
Leiter der GPA-Bildungsabteilung
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Tagesschule statt
Schlüsselkinder

TEXT BRIGITTE PELLAR

Vor 1990 war „Der Leihopa“ eine der beliebtesten österreichischen Fernsehserien. 
Das hatte wohl auch mit der Story zu tun, die ein Problem ansprach, das damals 
noch mehr als heute viele berufstätige Eltern mit Schulkindern belastete: die Sorge 

um den Nachwuchs, wenn das Kind nach dem Ende des Unterrichts bis zur Heimkehr der 
Eltern nach der Arbeit auf sich allein gestellt ist. 

„Schlüsselkinder“ nannte man sie früher, weil vor allem die Jüngeren den Wohnungs-
schlüssel um den Hals hängen hatten, damit sie ihn nicht verloren. Fast überall in Europa 
stand zu der Zeit schon ein ausreichendes Angebot an öffentlichen „Tagesschulen“ bereit. 
Österreich zählte zu den wenigen Staaten, die hinterherhinkten. Bis Mitte der 1970er Jahre 
gab es für die Pflichtschulen überhaupt kein öffentliches Angebot. Wer das nötige Klein-
geld hatte, schickte seine Kinder bei Bedarf in teure Privatschulen oder heuerte private 
Betreuer:innen an. In den 1970er Jahren konnte dann wenigstens die gesetzliche Basis für 
eine begrenzte Anzahl an Schulversuchen mit Tagesangebot erreicht werden.

Die Ursache für die verlangsamte Moder-
nisierung: Das Schulorganisationsgesetz ist ein 
„Zweidrittelgesetz“, Änderungen können also 
nur mit den Stimmen von zwei Dritteln aller 
Abgeordneten vorgenommen werden. In der 
Frage der Tagesschulen lagen aber die Positionen 
der Parlamentsparteien so weit auseinander, dass 
schon die Zustimmung der Volkspartei zu den 
Schulversuchen einer kleinen Sensation gleich-
kam. Für die Mehrheit in der ÖVP hat der Ein-
fluss der Familie Vorrang, und die Eltern sollen 
uneingeschränkte Wahlfreiheit haben. Die Frei-
heitliche Partei vertritt ähnliche Positionen, bei-
de akzeptierten damals höchstens eine „offene 
Tagesschule“ mit Unterricht nur am Vormittag 
und (fallweiser) Betreuung am Nachmittag. Die 

sozialdemokratische Seite trat dagegen immer für das 
Konzept der „verschränkten“ oder „echten“ Ganztags-
schule ein, am liebsten wie in Frankreich als Prinzip für 
die gesamte Schulorganisation. Hier sind Unterricht, 
Üben und Freizeit abwechselnd auf den ganzen Tag 
verteilt, was bedeutet, dass niemand einfach wegblei-
ben kann, ohne etwas zu versäumen. 

Die meisten Bildungsexpert:innen halten diese 
„echte Ganztagsschule“ für die bessere Lösung, weil 
berufstätige Eltern mit durchschnittlichem Einkom-
men ohnehin keine Wahlfreiheit haben, außer zwi-
schen „Schlüsselkindern“ und schulischer Betreuung. 
Außerdem sind hier auch die Chancen besser, junge 
Menschen zu fördern, die zu Hause keine Lernunter-
stützung bekommen können. Die Bildungsexpert:innen von Arbeiterkammer und Gewerk-
schaft teilen diese Einschätzung, aber für sie stand Anfang der 1990er Jahre das Ziel im 
Vordergrund, zunächst ein dem Bedarf entsprechendes Angebot an Nachmittagsbetreuung 
zu ermöglichen. Dafür war eine Gesetzesänderung notwendig, die ganztägige Schulformen 
als reguläres öffentliches Angebot anerkannte und damit die mit den Schulversuchen ver-
bundene Ausbaubeschränkung aufhob.

Im Rahmen der Sozialpartnerschaft konnte bald eine gemeinsame Linie gefunden wer-
den, denn die Entlastung der Eltern liegt auch im Interesse der Arbeitgeber:innen. Gemein-
sam gelang es, die starren Parteifronten aufzuweichen, und so konnte 1993 die Novelle zum 
Schulorganisationsgesetz beschlossen werden. Der Kompromiss sieht vor, dass der Ausbau des 
Angebots den Bundesländern überlassen bleibt und dass Eltern und Lehrer:innen gemeinsam 
über die Form entscheiden – ob „echte Ganztagsschule“ oder nur Nachmittagsbetreuung. 

Während der folgenden Jahrzehnte stieg der Bedarf angesichts der Veränderungen in 
der Arbeitswelt laufend, aber die Ausbaupläne der Länder hielten abgesehen von Wien da-
mit nicht Schritt. Deshalb ergriff die SPÖ-ÖVP-Koalition 2017 die Initiative und schnür-
te ein Milliardenpaket, um nicht nur mehr Kindergärten, sondern auch mehr ganztägige 
Schulen zu schaffen. Beides wurde durch die folgende ÖVP-FPÖ-Mehrheit wieder ein-
geschränkt – hoffentlich nur vorübergehend. Trotzdem: Ohne den Durchbruch von 1993 
wären weder die bescheidenen Fortschritte noch das Wiener Ganztagsschulprojekt von 
1920 möglich geworden.  w

1993 gelang es AK und ÖGB, die starren politischen Fronten aufzuweichen und die gesetzliche 
Sperre für den Ausbau ganztägiger Schulen zu beseitigen – im Interesse berufstätiger Eltern 

und ihrer Kinder. An der Umsetzung mangelt es allerdings noch immer. 

Das bis 1999 publizierte Info-Blatt für die Bildungsarbeit

von AK und ÖGB gab nach dem Gesetzesbeschluss 1993

Hinweise zur Inanspruchnahme der neuen 

Möglichkeiten beim Schulbesuch.

Sondernummer 

der AK-Wien-Zeit-

schrift für Kolleg:in-

nen aus der Türkei 

und dem ehemali-

gen Jugoslawien. 

Für zugewanderte 

Arbeitnehmer:in-

nen-Familien war 

und ist die ganztä-

gige Schule als Weg 

zur Chancengleich-

heit besonders 

wichtig.

„Schlüsselkinder“ nannte man sie früher, 
weil vor allem die Jüngeren den Wohnungs-

schlüssel um den Hals hängen hatten, 
damit sie ihn nicht verloren. 
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TEXT STEFAN MAYER

In fast allen Lebensbereichen steigen die Preise seit einem Jahr konstant an,  
und Konsument:innen müssen dadurch tiefer in die Geldtasche greifen.  
Eine Inflationsrate von 4,3 Prozent im November 2021 bedeutete den höchsten  
Monatswert seit 1992. Ist ein Ende in Sicht?

Die Wintermonate sind teure Monate. Und in diesem Win-
ter ganz speziell. Heizkosten machen jährlich einen ho-
hen Anteil der Haushaltsausgaben in Österreich aus. Im 

Vergleich der Jahre 2020 und 2021 mussten bei Brennstoffen wie 
Gas oder Heizöl immense Anstiege hingenommen werden. Für Gas 
wurden im Schnitt 16 Prozent und für Heizöl stolze 61 Prozent 
mehr verlangt als nur wenige Monate zuvor. Die Preise steigen ak-
tuell noch weiter und das nicht nur im Energiesektor. 

Eine ähnliche Situation zeigt sich bei den Kraftstoffen Benzin 
und Diesel. Hier sind es 29 und 35 Prozent Teuerung. Wer gerne 
Restaurantbesuche macht, zahlt momentan 4,3 Prozent mehr, und 
wer damit spekuliert, sich einen Gebrauchtwagen zu kaufen, sollte 
sich mit einem um 9,2 Prozent erhöhten Preis anfreunden. Diese 
Liste kann man lange weiterführen, denn fast in allen Lebensberei-
chen ist sie aktuell so intensiv zu spüren wie seit 1992 nicht mehr: 
die Inflation.

Weshalb die Preise so deutlich ansteigen, hat unterschiedliche 
Gründe. Speziell Corona trägt hier Mitschuld. „Es handelt sich um 
ein vielschichtiges Problem. Im Laufe der COVID-Pandemie ist es 
in einigen Branchen zu einer Erholung bei der Gasnachfrage ge-
kommen, vor allem auch in Asien, weiters gibt es Lieferengpäs-
se bei Gas und Öl in Europa, und ein dritter Grund ist der kalte 
Winter vergangenes Jahr in Europa. Daher hatten die Gasspeicher 
am Beginn dieses Winters einen niedrigen Füllungsstand“, erklärt 
Martin Reiter, Fachexperte im Volkswirtschaftlichen Referat des 
ÖGB. „Wenn man Wien als Beispiel heranzieht, ergibt das zusätz-
liche Kosten zwischen 570 und 860 Euro pro Jahr.“

Hyperinflation vor 100 Jahren 

Um Inflation nachvollziehen zu können, muss man etwas weiter in 
die Geschichte zurückgehen. Bereits der englische Staatstheoreti-
ker Thomas Hobbes, bekannt für sein Hauptwerk „Leviathan“, be-
schrieb 1651 das Phänomen der Inflation. Also in einer Zeit, in der 
wir noch ein gutes Stück von der Industriellen Revolution entfernt 
waren und die meisten Menschen in der Landwirtschaft beschäftigt 
gewesen sind. Aber die Inflationsgeschichte beginnt bereits im 16. 
Jahrhundert. Über 100 Jahre stiegen die Preise einzelner Waren um 
das Drei- bis Vierfache. Was über diesen Zeitraum dann eine In-
flation von 1,5 Prozent jährlich ergab. Man spricht heute von der 
Preisrevolution des 16. Jahrhunderts. 

Weitere Preistreiber waren der Dreißigjährige Krieg (1618–
1648) und die Französische Revolution (1789–1799). Das Markt-
gleichgewicht wurde damals durch Angebot und Nachfrage be-
stimmt, nicht anders, als es auch heutzutage passiert. Das Wort 
„inflatio“ stammt aus dem Lateinischen und bedeutet „sich auf-
blasen“. In Österreich wurde die Inflation im und nach dem Ers-
ten Weltkrieg zu einem erheblichen Problem. Im Laufe des Kriegs 
verarmte die Bevölkerung zunehmend, und durch die Niederlage 
und Zerschlagung des Habsburgerreichs brach eine neue Zeit an. 
Zwischen 1914 und 1921 verdoppelten sich jährlich die Preise. 
Ab Herbst 1921 ging es dann noch rasanter, monatlich nahmen 
die Preise um 50 Prozent zu, und im August 1922 explodierten 
die Verbraucherpreise ein weiteres Mal und sie verdoppelten sich. 
Österreich war mitten in eine Hyperinflation geschlittert. Berech-
nungen ergaben, dass die Lebenshaltungskosten von der Zeit vor 
dem Ersten Weltkrieg bis zum Sommer 1922 um das 14.000-Fache 
gestiegen waren. Besonders hart traf es damals Menschen mit Spar-
guthaben und Bezieher:innen von Renten. Denn die Pensionen 
konnten nicht mit der steigenden Inflation Schritt halten. Auch 
Löhne und Gehälter taten das nicht. 

Riskante Spekulationen von Banken 

Viele neue Banken und Bankfilialen entstanden um 1920. Manche 
davon betrieben hochriskante Spekulationen. Wenige Zeit später 
gingen viele bereits wieder bankrott. Durch die Währungsreform 
1924/25 und die Einführung des Schillings zeigte sich, wie instabil 
die Lage war. So konnte zwar die Hyperinflation langsam in den 
Griff bekommen werden, doch Wirtschaftsskandale prägten die 
Zwischenkriegszeit, und Länder, in denen zuvor die Hyperinflation 
gewütet hatte, waren auf dem Weg, Diktaturen zu werden. Interes-
sant ist dabei vor allem die Tatsache, wie man damals der Inflation 
gegenzusteuern versuchte. Allein in Oberösterreich gab es 425 un-
terschiedliche Gemeinden und Institutionen, die ein sogenanntes 
Notgeld herausgaben. Von Kleinstgemeinden im Hausruckviertel 
über Feuerwehren bis zu Narrenvereinen gab es so einige, die sich 

als Gelddrucker betätigten. Doch mit 1921 hatte sich das Drucken 
bereits wieder erledigt. Schuld war die Hyperinflation selbst, denn 
Papier und Druckkosten wurden einfach zu teuer, um das mit den 
Nennwerten auf den Scheinen ausgleichen zu können.

Stabile Werte über Jahrzehnte 

In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg ging die Inflation 
stetig zurück. In den 1960er Jahren und auch danach unterlag der 
Wert zwar teilweise stärkeren Schwankungen, doch spätestens ab 
Mitte der achtziger Jahre bewegte sich die Inflation jährlich zwi-
schen 0,5 und vier Prozent. Aktuell erleben wir eine Steigerung 
wie zuletzt vor 30 Jahren. Sollte man sich deshalb Sorgen machen? 

„Die bestimmenden Elemente der Inflation und des Preisni-
veaus sind die Basiseffekte. Wir starten hier von einer sehr geringen 
Messgröße, wie die Preise beim Öl, die sehr gering waren in der 
näheren Vergangenheit. Es deutet allerdings nichts darauf hin, dass 
sich die große Preissteigerung in Zukunft hält. Ich würde hier den 
internationalen Expert:innen recht geben, die davon ausgehen, dass 
es sich um eine vorübergehende Erscheinung handelt“, sagt Rein-
hold Russinger von der Abteilung für Wirtschaftswissenschaft und 
Statistik der AK Wien im Gespräch mit Arbeit&Wirtschaft.

Bereits seit 1958 misst die Statistik Austria Monat für Monat 
Preisänderungen und hat somit einen regelmäßigen Maßstab für 
die aktuelle Inflationsentwicklung. Das geschieht über den Ver-
braucherpreisindex (VPI). Durch den harmonisierten Verbraucher-
preisindex (HVPI) können die Statistiker:innen die Werte mit an-
deren Staaten in Europa vergleichen und somit die Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten sichtbar machen. Der VPI hat neben seiner 
Funktion als Indikationsfaktor für die Wertschöpfung von Geld-
beträgen noch weitere Aufgaben. Für Arbeitnehmer:innen und Ar-
beitgeber:innen lässt sich am VPI zumeist ablesen, in welche Stoß-
richtung die kommenden Kollektivvertragsverhandlungen gehen 
werden. Steigt der Index, dann sollte auch ein höherer Abschluss 
zustande kommen, um so zumindest die steigenden Inflationsraten 
abzugelten. Gemessen wird das alles über einen Warenkorb, in dem 
sich zwölf unterschiedliche Verbrauchsgruppen befinden. Einzelne 
Posten werden durch Gesamtausgaben des Durchschnittshaushalts 
gewichtet und mit Werten versehen. 

Dieses teure
Leben

Inflationsrate für 
Österreich 2021
Quelle: Statistik Austria 

Jänner 2022

2,8%
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DREI 
FAKTEN
ZUM
THEMA

1 / Das Gegenteil einer Inflation ist die Deflation. Eine 

Deflation entsteht, wenn Waren und Dienstleistungen 

dauerhaft günstiger werden. Einschränkende, geld-

politische Eingriffe durch die Zentralbanken können 

ebenso dazu führen wie eine Überproduktion von Gü-

tern. Sind die Zinsen niedrig, kann günstiger und mehr 

produziert werden. Auch eine sinkende Exportnach-

frage kann die Folgen vorantreiben. Einige EU-Staaten 

wie Griechenland oder Bulgarien hatten im vergange-

nen Jahrzehnt mit einer Deflation zu kämpfen.

2 / Wenn das Wirtschaftswachstum gleich bleibt 

oder sinkt, während die Arbeitslosigkeit und die In-

flation ansteigen, dann spricht man von Stagflation. 
Das Wort wird aus Stagnation und Inflation gebildet. 

Bekannt wurde dieses Phänomen durch die Ölkrise in 

den 1970er Jahren. Politische Spannungen im Nahen 

Osten trieben die Ölpreise in die Höhe und gleichzeitig 

nahm die Zahl der Erwerbsarbeitslosen in vielen west-

lichen Ländern deutlich zu.

3 / Der Konjunkturzyklus besteht aus unterschied-

lichen Phasen. Befindet sich die Konjunktur im Auf-

schwung, spricht man von einer expansiven Phase. Die 

Auftragslage und die Produktion steigen an, während 

die Arbeitslosigkeit sinkt. In der Phase der Hochkon-

junktur herrscht Vollbeschäftigung. Löhne und Ge-

hälter legen zu, ebenfalls die Preise bei Gütern und 

Dienstleistungen sowie die Zinsen. Auf diese Boom-

Phase folgt der Abschwung, auch bekannt als Rezes-
sion. Die Auftragsbücher der Unternehmen sind weni-

ger voll als zuvor, da die Nachfrage sinkt. 

Folgen davon sind Kurzarbeit und fehlende Investi-

tionen. Die schlimmste Phase ist die der Depression. 
Einmal in einem Konjunkturtief, ist so schnell kein 

Ende absehbar. Massenarbeitslosigkeit ist die Folge. 

Der New Yorker Börsencrash 1929 löste die wohl be-

kannteste Weltwirtschaftskrise aus.

Digitalisierung voran, und das machte sich insbesondere bei Kapa-
zitätsengpässen bei Halbleitern (Chips) bemerkbar. Und dann ist 
da noch das Thema Klimakrise. Diese trug 2021 erneut zu Ernte-
ausfällen bei. 

Politiker:innen taten ebenfalls das ihrige, um die Inflation zu 
erhöhen. Der russische Präsident Wladimir Putin lieferte nur zö-
gerlich Gas nach Europa, daher war auch das ein Faktor, der die 
Preise anziehen ließ. Die aktuelle Zuspitzung rund um die Ukraine 
wirkt weiter verschärfend. Problematisch wird es, wenn Energie-
anbieter die Preiserhöhungen zur Gänze auf die Konsument:innen 
abzuwälzen versuchen. Beim Verein für Konsumenteninformation 
(VKI) gingen in den vergangenen Monaten mehr als 6.500 Be-
schwerden wegen Preiserhöhungen durch die Energieanbieter ein, 
da die vorgeschriebenen monatlichen Kosten oftmals deutlich hö-
her waren als vereinbart. Manche Kund:innen traf es dabei sogar 
noch schlimmer, denn Versorger kündigten gültige Verträge ein-
fach auf. Wenn man die jeweils aktuellen Strom- und Gastarife 
erfahren möchte, ist der Weg auf die Homepage der Regulierungs-
behörde E-Control die beste Möglichkeit, um sich auf dem Lau-
fenden zu halten. Dort lassen sich außerdem über den Tarifkalku-
lator die unterschiedlichen Tarife miteinander vergleichen.

Wenn die Wohnung kalt bleibt

128.000 Haushalte in Österreich können sich diesen Winter das 
Heizen nicht oder nur selten leisten und müssen daher die Heiz-
körper abgedreht lassen. Durch die hohen Energiekosten stieg 
auch die Energiearmut an. Das betrifft Menschen, die Strom, Gas 
& Co. nicht mehr bezahlen können und ihr Leben dadurch nur 
intensiv eingeschränkt führen. Schätzungen ergeben, dass das in 
der Europäischen Union bis zu 2,7 Millionen Haushalte betrifft. 
„Energiearmut hat Auswirkungen auf den ganzen Lebensalltag. Es 
gibt Menschen, die im Winter am Abend früh ins Bett gehen und 
morgens bald die Wohnung verlassen, um so Energie zu sparen“, 
sagt die AK-Energie-Expertin und Lektorin an der Wirtschafts-
universität Wien, Sandra Matzinger. „Die Regierung sollte schnell 
und kurzfristig auf die steigenden Energiepreise reagieren und 
einkommensarme und energieschwache Haushalte unterstützen.“ 
Die Preise werden auch in den kommenden Monaten noch hoch 
bleiben. Die Expertin rechnet damit, dass sich eine erste preisliche 
Entlastung beim Gas bis zum Ende der Heizsaison ergeben wird 
und sich die Preise bis 2024 einpendeln werden. Weiter steigen 
werden aber wohl die Strompreise. „Die Energierechnung setzt sich 
aus dem Energiepreis, dem Netzpreis sowie Steuern und Abgaben 
zusammen“, so Matzinger. Mit der neuen ökosozialen Steuerre-
form sollen nun die Verbraucher:innen finanziell bei Steuern und 
Abgaben entlastet werden. Eine weitere Entlastung gibt es bei den 
Ökostrom-Förderkosten. Diese müssen Verbraucher:innen im Jahr 
2022 nicht bezahlen. Laut Klimaschutzministerium können in 

einem durchschnittlichen Haushalt mit einem jährlichen Strom-
verbrauch von 3.500 Kilowattstunden (kWh) rund 110 Euro in 
den kommenden zwölf Monaten gespart werden.

Winterpaket 

Der ÖGB schlug kürzlich ein „Winterpaket“ vor, um gegen Energie-
armut vorzugehen. „Es sind vier Elemente, die wir mit dem Paket for-
dern: einen finanziellen Zuschuss für einkommensarme Haushalte, 
um eine unmittelbare Hilfestellung zu bieten, eine zeitlich begrenzte 
Senkung der Umsatzsteuer auf Strom und Gas für alle Haushalte, ein 
Abschalte-Stopp der Energieanbieter ist unsere dritte Forderung, und 
um diese Maßnahmen wissenschaftlich zu begleiten, sollte es vonsei-
ten der Regierung einen Auftrag an das WIFO geben, um darauf auf-
bauend auch weitere Maßnahmen zu bemessen“, sagt Martin Reiter 
vom Volkswirtschaftlichen Referat des ÖGB im Gespräch. 

Zu diesen kurz- und mittelfristigen Vorschlägen möchte der 
ÖGB, dass langfristige Ideen entwickelt werden, wie man Ener-
gie effizienter nutzen und einsparen kann. Auch die AK fordert 
Hilfe und Lösungen. Mit dem Energie- und Klimahilfsfonds soll 
beispielsweise energiearmen Haushalten kurzfristig beim Bezahlen 
der Rechnungen unter die Arme gegriffen werden, mittelfristig 
eine leistbare Energieversorgung sichergestellt werden und langfris-
tig „Haushalten mit niedrigsten Einkommen die Teilhabe an einer 
klimaneutralen Zukunft ermöglicht werden, um so Energiearmut 
nachhaltig zu bekämpfen“, wie es im Positionspapier steht. „Das 
Paket sollte mit den Forderungen von ÖGB und AK bei der Politik 
angekommen sein“, sagt Reiter. Welche der Vorschläge in der Poli-
tik Gehör finden werden, wird sich zeigen. Ein Leben, in dem man 
sich durch die hohe Inflation lebensnotwendige Dinge nicht mehr 
leisten kann, soll es nicht geben.  w

Im aktuellen Warenkorb sind neben Nahrungsmitteln wie Brot 
oder Milch und Positionen wie Strom oder Gas Preise für die Per-
sonenbeförderung mit der Eisenbahn und die Gebühr für mobiles 
Internet. Der Warenkorb ist nicht immer mit den gleichen Produk-
ten und Dienstleistungen versehen und kann sich ändern. Tarife 
für mobiles Internet gab es vor 20 Jahren schließlich noch nicht. 
Alle fünf Jahre findet eine Konsumerhebung statt und damit wird 
bestimmt, was sich im Warenkorb befindet und was nicht. Waren 
im Jahr 1958 noch 197 repräsentative Güter in der Auflistung zu 
finden, so sind es im Jahr 2021 schon 756 Waren und Dienstleis-
tungen, die sich teilweise erheblich verteuern zu den Vorjahren. 

„Bei steigender Inflation sollte man das Wirtschaftswachstum 
etwas einschränken. Die Europäische Zentralbank (EZB) befindet 
sich aktuell in einem Zielkonflikt, aber auch in einer einmaligen 
Situation, viele Sachen sind momentan nicht möglich. Wenn sich 
die Wirtschaft überhitzte, hob die EZB früher die Zinsen an, das 
ist aber aufgrund der Nullzinspolitik momentan nicht möglich“, 
sagt Russinger. Weiterhin festgehalten wird vonseiten der EZB an 
einem Inflationswert von zwei Prozent. „Die zwei Prozent der EZB 
sind zum einen eine beliebige Größe, aber dieser Wert gilt auch 
als Signal für Produzent:innen, um sich am Markt orientieren zu 
können“, so der AK-Experte. 

Pandemie und Klimakrise 

Corona ist ein zentraler Grund, weshalb die Preise stärker anstie-
gen als sonst. Durch das Virus waren pandemiebedingte Produkti-
ons- und Transportengpässe als Inflationstreiber auszumachen. So 
konnten die Reedereien die Aufträge nicht in der gewohnten Zeit 
abwickeln und die in Asien produzierten Waren nicht so schnell 
wie üblich in die Welt verschiffen. COVID-19 trieb außerdem die 

„Die Regierung sollte schnell und kurzfristig 

energieschwache Haushalte unterstützen“, fordert 

AK-Energieexpertin Sandra Matzinger.

Ein Abschalte-Stopp bei Strom und Gas wäre 

eine unmittelbare Hilfestellung, meint 

ÖGB-Volkswirtschafter Martin Reiter.
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TEXT MARKUS ZAHRADNIK

Alle paar Jahre landet Island international in den Medien: mit unaussprechlichen 
Vulkanen, aber auch mit der Vier-Tage-Woche oder der Abschaffung des Gender-
Pay-Gap. Auf der Insel im Nordatlantik ansässige Österreicher:innen haben 
Arbeit&Wirtschaft erzählt, wie es sich damit lebt.

Vor einem Menschenalter ein bitterarmes Land, heute eines 
der reichsten der Welt. Trinkwasser sprudelt aus der Lei-
tung, eiskalt und wohlschmeckend, wie von einem Glet-

scher im April. Elektrizität stammt großteils aus erneuerbaren Quel-
len, schon seit Generationen. Überhaupt ist es hier friedlich und 
sicher und die Lebensqualität wohl die bestmögliche – zumindest 
laut Expats in der Stadt. Menschen, die in Österreich leben, wissen 
(oder hören es ständig): Es ist ein gutes Land, sauber und schön. 

Doch auch knapp dreitausend Kilometer weiter nordwestlich 
ist das Wasser das klarste, der Strom der grünste, die Lebensqualität 
die höchste – und anders als im Land der Berge, wo die Erzählung 
von diesen Superlativen zumindest teilweise durch Folklore und ge-
schicktes Marketing getragen wird, scheint sie im Land der Vulkane 
dem internationalen Vergleich standzuhalten. Island ist die Num-
mer eins im Global Peace Index, in der absoluten Spitzengruppe 
des World Happiness Index, hat den weltweit höchsten Anteil er-
neuerbarer Energieproduktion; und ja: was hier aus dem Kaltwas-
serhahn kommt, ist von besserer Qualität als das hierzulande so 
gepriesene Wiener Hochquellwasser. 

Gletscher und Gleichstellung

Einige dieser Bestnoten basieren auf der Geografie und spärlichen 
Besiedlung. Das Land hat eine deutlich größere Fläche als Öster-
reich und eine deutlich kleinere Bevölkerung als Vorarlberg; Was-
serkraft und Geothermie speisen beinahe den gesamten Strom- und 
Heizbedarf und haben fast unbegrenztes Potenzial für zukünftiges 
Wachstum. Arbeitnehmer:innenrechte und Gleichstellung sind 
dagegen nicht naturgegeben, sondern benötigen vorrangig gesell-
schaftliche Initiative. Und gerade diese Felder sind es, in denen sich 
Island nicht einfach in die progressive Gruppe der nordischen Staa-
ten einreiht, sondern Ideen aus aller Welt aufgreift und einen Weg 
auf Basis der eigenen Kulturgeschichte geht. 

So liegt das Land bereits zwölf Jahre in Folge an erster Stelle 
des Global Gender Gap Report, weit vor Österreich, das auf Rang 
21 rangiert. Grundlage dieses Spitzenplatzes ist das im Jahr 2008 
in Kraft getretene Gesetz über Gleichstellung und Gleichberech-

tigung von Frauen und Männern, das nach einer Novelle im Jahr 
2017 als „gesetzliche Abschaffung des Gender-Pay-Gap“ weltweite 
Aufmerksamkeit erfuhr. Darin geht es um mehr als gleichen Lohn 
für gleiche Arbeit: Das Ziel ist der grundlegende Ausgleich zwi-
schen derzeit schlechter bezahlten, weiblichen Tätigkeitsfeldern 
und besser bezahlten, männlichen Berufen. 

In dieselbe Kerbe schlägt auch das Karenzmodell: Jeder El-
ternteil hat Anspruch auf sechs Monate Dienstfreistellung, wobei 
eineinhalb Monate getauscht werden können. Außerdem ist wer-
denden Müttern vor dem Entbindungstermin die Arbeit nicht 
grundsätzlich verboten. Neun von zehn isländischen Vätern neh-
men die Karenz in Anspruch (in Österreich sind es zwei von zehn), 
die Arbeitsmarktnachteile von Frauen im Familiengründungsalter 
sind gemildert, die Geburtenrate ist die höchste in Europa. 

Kurze Wintertage, kurze Arbeitswochen

Ebenso bekannt aus den internationalen Medien: die Einführung 
der Vier-Tage-Woche. Dahinter stecken zwei Feldversuche, die nach 
einer gemeinsamen Kampagne von Gewerkschaften und Zivilgesell-
schaft durch die Regierung der Hauptstadt Reykjavík sowie die na-
tionale Regierung durchgeführt wurden. An einer ersten, vier Jahre 
laufenden Untersuchung waren ab 2015 rund 2.500 unselbststän-
dig Beschäftigte beteiligt – mehr als ein Prozent der in Erwerbsar-
beit befindlichen Bevölkerung. Ab 2017 lief eine zweite Studie mit 

etwa 400 Personen und einer etwa genauso großen Kontrollgruppe. 
Die Teilnehmenden kamen aus unterschiedlichsten beruflichen 
Feldern, ihre Wochenarbeitszeit wurde bei vollem Lohnausgleich 
von den bis dahin üblichen 40 auf 35 bis 36 Stunden reduziert, 
ihr Arbeitsleben wissenschaftlich begleitet. Die Ergebnisse wurden 
Mitte 2021 publiziert und waren recht eindeutig: Die Produkti-
vität wurde zumindest erhalten, oft sogar gesteigert – etwa durch 
Optimierung und Modernisierung von Abläufen. Gleichzeitig ist 
der vorab von Kritiker:innen befürchtete Anstieg informeller Über-
stunden nicht eingetreten – es wurde tatsächlich weniger gearbei-
tet. Stress wurde reduziert, die Work-Life-Balance verbessert und 
die gewonnene Freizeit sinnstiftend genutzt. 

Die Möglichkeit zur Reduktion der Wochenarbeitszeit auf 
36 Stunden wurde bereits in den 2019 verhandelten Kollektiv-
verträgen implementiert und wird nun für rund 86 Prozent aller 

Insel der
Seligen?

Einwohner:innen Island 2021,
davon österreichische Staatsbürger:innen
Quelle: Statistics Iceland

Trotz Verkürzung der Arbeitszeit wurde die 
Produktivität zumindest erhalten,

oft sogar gesteigert – etwa durch Optimierung 
und Modernisierung von Abläufen.

Katarina Huber, ehemalige Werbegrafikerin 

aus Kärnten, beim jährlichen Almabtrieb 

der Schafe in Mýrasýsla im Westen Islands.

Gesamt

368.792

126
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Arbeitsplätze ausgerollt. Eine tatsächliche Umstellung auf die Vier-
Tage-Woche wird nur für einen Teil von ihnen erwartet, großteils 
rechnen die Gewerkschaften und Studienverantwortlichen eher mit 
verkürzten Arbeitstagen. Eine wichtige Konsequenz wird die Ver-
teuerung von besonders langen Arbeitszeiten sein, denn solche sind 
derzeit noch häufig: Obwohl die maximale Wochenarbeitszeit mit 
48 Stunden gedeckelt ist, war 2017 der Anteil der unselbstständig 
Erwerbstätigen, deren Arbeitswochen mehr als 40 Stunden dauer-
ten, laut OECD um die Hälfte größer als in Österreich.

Allround-Paket Gewerkschaft

Dass gesellschaftliche Fortschritte, die zu internationalen Schlagzei-
len führen, auf gewerkschaftlicher Initiative basieren, ist kein Zu-
fall. Der Organisationsgrad ist der höchste aller OECD-Staaten, im 
Jahr 2020 waren 92,2 Prozent aller Arbeitnehmer:innen Mitglieder 
in einer der mehr als 200 nationalen und regionalen Vertretungen. 
Die Mitgliedschaft ist nicht verpflichtend, aber mit vielfältigen Vor-
teilen verbunden: Neben Kollektivvertragsverhandlungen, Rechts-
beratung und Streikfonds – die allesamt auch den nicht organisier-
ten Erwerbstätigen zugutekommen – bilden die Gewerkschaften 
eine tragende Säule des Sozialversicherungssystems. 

Brillen, Zahnersatz, Physiotherapie: Werden von Gewerk-
schaften bezahlt oder bezuschusst. Entgeltfortzahlung über die 
gesetzlichen Krankentage hinaus, psychologische Unterstützung: 
Die Gewerkschaften springen ein. Weiters tragen sie die Kosten 

für Weiterbildung – vom Gabelstaplerschein bis zur Teilnahme 
an internationalen Fachkonferenzen – und bieten ihren Mitglie-
dern günstige Ferienhäuser. Was in dem Rundum-sorglos-Paket 
keinen Platz mehr fand, ist die betriebliche Mitbestimmung. In 
den Betrieben werden keine Betriebsratsgremien gewählt, sondern 
gewerkschaftliche Vertrauenspersonen. Diese dienen den Beschäf-
tigten als Sprachrohr, haben aber keine Mitwirkungsrechte in sozia-
len, personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten. 

Carmen Fuchs,
Ergotherapeutin aus Oberösterreich

„In Island zu arbeiten ist anders: Ich kann mir für Dinge mehr Zeit 
nehmen, wenn es nötig ist; kann den Stress in der Arbeit lassen und 
muss mir zu Hause nicht solche Gedanken über den vergangenen 
und den nächsten Arbeitstag machen. Man kann hier Beruf und 
Freizeit besser trennen“, sagt Carmen Fuchs. Die Ergotherapeu-
tin aus Oberösterreich hat ihr Praktikum während des Studiums 
durch einen Zufall in Reykjavík absolviert, dann in Österreich den 
Berufsalltag in einer großen Rehabilitationseinrichtung kennenge-
lernt und ist später wieder nach Island zurückgekehrt. Geplant war 
nur ein Jahr, geworden sind es mittlerweile acht. Sie ist in einem 
Tageszentrum für Langzeitrehabilitation beschäftigt, die Abläufe 
schätzt sie hier als unbürokratischer und eigenverantwortlicher als 
in Österreich ein, und sie schafft es so gut wie immer pünktlich und 
ohne Überstunden aus der Arbeit.

Carmen absolviert derzeit ein Master-Studium in Public Health – 
in tageweiser Bildungskarenz, auf die sie einen Rechtsanspruch hat. 
Das Altersspektrum der Studierenden kommt ihr deutlich breiter 
als an österreichischen Hochschulen vor: „Bei mir ging es von den 
Jungen, die frisch vom Bachelor-Abschluss kommen, bis hin zur 
Uroma, die gegen Ende ihrer aktiven Karriere noch eine Quali-
fikation erwirbt.“ Außerdem befindet sie sich in Elternkarenz, und 
darin sieht sie auch die größten Unterschiede zu Österreich: „Hier 
ist es normal, dass Frauen nur ein halbes Jahr zu Hause bleiben. In 
Österreich werden für Männer weniger Anreize zur Beteiligung an 
Sorgearbeit gesetzt – wenn auf das erste Kind bald ein zweites folgt, 
kann es schnell passieren, dass du als Frau jahrelang aus dem Ar-
beitsprozess fällst. Wenn Väter dagegen ähnlich lang in Karenz sind 
wie Mütter, kommt bei Personalverantwortlichen nicht so rasch die 
Überlegung auf: ‚Lieber keine Frau einstellen, die könnte ja Kinder 
bekommen.‘“ 

Sonja Kovacevic,
Theaterwissenschafterin aus Kärnten

„Wer nicht aus Island ist, weiß anfangs sehr wenig über Arbeit-
nehmer:innenrechte und Gehalt. Es ist nicht leicht durchschaubar, 
wie viel du verdienen solltest und was dir sonst noch zusteht“, sagt 
Sonja Kovacevic. Die Theater-, Film- und Medienwissenschafterin 
aus Kärnten musste diese Erfahrung selbst machen – und wurde 
deshalb gewerkschaftliche Vertrauensperson in einem bis dahin 

nicht organisierten Betrieb. In Österreich hat sie unter anderem 
an großen und kleinen Theatern gearbeitet, als Regie-Assistentin, 
im Sekretariat, auch mit eigenen Produktionen. Nach Island hat 
sie die Teilnahme an einer Konferenz geführt, dort wurde sie von 
einer lokalen NGO angeworben. Zuerst nur für einen Sommer, 
und im zweiten Sommer blieb sie im Land – bis heute, mittler-
weile zehn Jahre. 

An einem weiteren Arbeitsplatz – als Schichtmanagerin und 
Barista in einem Café – kam es zu Problemen mit Arbeitszeiten 
und Bezahlung. „Ich bin mit diesen Sorgen zuerst zu den Gewerk-
schaften gegangen, da wusste ich noch gar nicht, dass es die ge-
werkschaftlichen Vertrauenspersonen überhaupt gibt. Dann haben 
wir Beschäftigten uns abgestimmt, um gegenüber den Arbeitge-
bern mit einer Stimme zu sprechen. Die anderen haben sich nicht 
getraut, etwas zu sagen, weshalb ich das Reden übernommen habe. 
Aus dieser Situation heraus wurde ich zur Vertrauensperson ge-
wählt“, erinnert sich Sonja. Später wurde sie auch Delegierte bei 
einer der größten Gewerkschaften des Landes.

Zwischenzeitlich hat sie einen MFA-Titel in darstellender 
Kunst an der Kunstakademie Islands erworben, steht kurz vor 
ihrem Master-Abschluss als Kunstlehrerin und ist von ihrem ak-
tuellen Arbeitsplatz an einer städtischen Schule in Reykjavík als 
junge Mutter karenziert – natürlich in zeitlicher Teilung mit dem 
Vater. Was die Einhaltung von Arbeitszeiten betrifft, hat Sonja im 
Bildungsbereich ähnliche Erfahrungen wie Carmen Fuchs im Ge-
sundheitswesen gemacht: „Es gibt keine Überstunden. Bei einem 

Carmen Fuchs, Ergotherapeutin aus Oberösterreich, im Hafen 

von Hafnarfjörður, der drittgrößten Stadt Islands.

Links: Sonja Kovacevic, Theaterwissenschafterin aus Kärnten, am historischen Fischfangplatz Grímsstaðavör im Westen 

der Hauptstadt Reykjavík. Rechts: Georg Ziegler, Informatiker aus Wien, vor der Hallgrímskirkja im Zentrum der Stadt.
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„Die meiste Zeit ist es kalt und finster, 
aber Informatiker sollten eh kühl und 

dunkel gelagert werden.“
Georg Ziegler, Auswanderer

Schulaustausch mit britischen Lehrenden haben diese von ihrer 
Überarbeitung erzählt – die isländischen Kolleg:innen waren da-
von durch die Bank entsetzt.“

Georg Ziegler,
Informatiker aus Wien

„Du kommst mal zwischendrin nach Österreich, und es gibt immer 
alles zum halben Preis, immer alles im Ausverkauf. Die ersten paar 
Jahre habe ich mein Einkommen immer in Euro umgerechnet und 
gesehen, dass es jeden Monat eine Gehaltserhöhung gegeben hat“, 
sagt Georg Ziegler. Der in technischer Chemie promovierte Informa-
tiker aus Wien ist vor acht Jahren nach Island ausgewandert. Nach 
mehreren Urlauben sowie regelmäßigen Besuchen bei seiner Freun-
din, die hier ein Erasmus-Jahr verbracht hat, bekam er einen Ein-
druck vom Winter: „Die meiste Zeit ist es kalt und finster, aber Infor-
matiker sollten eh kühl und dunkel gelagert werden.“ Seine eingangs 
zitierte Freude über den wachsenden Kaufkraftunterschied datiert auf 
die Jahre bis 2016, als sich die isländische Wirtschaft nach dem Ban-
kencrash von 2008 erholte, der das Land besonders hart getroffen hat-
te. Vor der Krise war der Abstand zu Österreich noch größer: „Als ich 
das erste Mal hier war, im Jahr 2007, war alles unerschwinglich teuer.“

Die höheren Lebenshaltungskosten werden durch die höhe-
ren Einkommen mehr als aufgewogen, so auch bei Georg, der als 
Software-Entwickler für eine große isländische Bank arbeitet. Al-
lerdings nimmt er wahr, dass es nicht allen so geht – trotz aller 
progressiver Gleichstellungspolitik: „Als weißer, heterosexueller 
Cis-Mann mittleren Alters ist man hier einfach privilegiert. Als Ös-
terreicher hat man einen zusätzlichen Exoten-Bonus. Es gibt laten-
te Xenophobie, schon bei den Menschen aus EU-Staaten wird etwa 
zwischen Deutschen und Polen unterschieden. Und dunkelhäutige 
Personen haben es hier noch schwerer.“ Zudem sieht er die Sprache 
als Schlüssel zu gesellschaftlicher und ökonomischer Teilhabe. „Ich 
spreche fließend Isländisch, bin aber kein Muttersprachler – für 
mich wäre eine Führungsposition schwerer erreichbar als für eine 
hier geborene Person. Doch wenn du gar nicht Isländisch kannst 

und nicht großes Glück hast, dann bleiben dir nur Hilfstätigkei-
ten.“ Der geringst entlohnte Kollektivvertrag bringt nach Steuern 
monatlich umgerechnet 1.700 Euro – so viel, wie die Miete einer 
60-Quadratmeter-Wohnung in Reykjavík kosten würde.

Katarina Huber,
Werbegrafikerin aus Kärnten

„Wenn man aus dem Ausland kommt, wird man immer Auslän-
derin bleiben. Auch wenn man schon 20 oder 30 Jahre hier ist: 
Bevor man die Chance hat, sich zu beweisen, wird einem weniger 
zugetraut“, sagt Katarina Huber. Die Werbegrafikerin aus Kärnten 
hat sich in Island bereits in sehr unterschiedlichen Beschäftigungs-
verhältnissen bewiesen. Die Natur und Kultur des Landes haben sie 
schon seit ihrer Jugend fasziniert, deshalb hat sie vor sieben Jahren 
dem Leben in Wien den Rücken gekehrt und ist auf eine kleine 
Insel vor der Südküste gezogen. Dort hat sie zuerst in einem Bis-
tro gearbeitet, dann in einer Fischverarbeitungsfabrik, danach als 
Artdirektorin in einer großen Werbeagentur in Reykjavík, und vor 
Kurzem hat sie sich in der Hauptstadt als Betreiberin eines Studios 
für Yoga und Bodywork selbstständig gemacht.

In zwei dieser Berufsfelder hat sie den direkten Vergleich zu Ös-
terreich. In Island sei viel mehr Eigenverantwortung gefragt, nicht 
nur im positiven Sinn: „Im Bistro wurde ich als Kellnerin einge-
stellt, musste aber zusätzlich Management-Aufgaben übernehmen. 
Nicht weil ich explizit dazu gezwungen wurde, sondern weil die 
Arbeit sonst liegen geblieben wäre. In der Agentur musste man je-
den einzelnen Lohnzettel kontrollieren, da sich die Buchhaltung fast 
immer verrechnet hat – bei den Überstunden, seltener aber auch bei 
den Steuern, was dann zu überraschenden Nachforderungen vom 
Finanzamt geführt hat. Das wäre in Österreich bei einem seriösen 
Unternehmen unvorstellbar – hierzulande ist das gang und gäbe.“ 

In der Fischverarbeitungsfabrik waren die Unregelmäßigkeiten 
am Lohnzettel seltener, die Arbeitsabläufe waren präzise standar-
disiert. Katarina hat hier Fische entwurmt, filetiert, verpackt – im 
Normalfall in Vollzeitarbeit, während spezieller Fangsaisonen in 

12-Stunden-Schichten. Tags und nachts, ohne freie Tage, bis kein 
Fisch mehr da war. „Das Längste, was ich in der Schichtarbeit am 
Stück durchgearbeitet habe, waren fünf Wochen: Man hat dann kein 
Leben mehr. Man weiß aber schon vorher, wofür man unterschreibt 
– und für einen ungelernten Beruf verdient man wirklich gut.“

Marianne Irina Giesswein,
Tourismusmanagerin aus Salzburg

„Unbezahlte Praktika sind illegal. Höfe dürfen nicht inserieren 
‚Wir suchen jemand zum Trainieren von Pferden, für Logis und 
Taschengeld‘, sondern sie müssen ein Mindestgehalt zahlen“, sagt 
Marianne Irina Giesswein, und das Thema geht ihr nahe: Die Salz-
burgerin war während der Schulzeit für eine Reittour in Island und 
ist in den folgenden Sommern dorthin zurückgekehrt, „für den ty-
pischen Ponymädel-Job“. 

Auf die Schule folgte das Studium des Tourismusmanagements 
und unter anderem ein Praxissemester in New York, wo eine bei 
Iceland Air arbeitende Freundin sie wieder mit dem Land in Kon-
takt brachte. Das Wetter hatte ihr gefehlt, die Pferde hatten ihr 
gefehlt – sie ging in den hohen Norden und ist heute, 22 Jahre 
später, noch immer dort. In diesem Zeitraum hat Marianne in der 

Tourismusbranche für Unternehmen unterschiedlicher Größe ge-
arbeitet, in regulären und temporären Dienstverhältnissen, an der 
Rezeption, in Organisation und Marketing, heute hauptsächlich als 
Reiseleiterin. In ihrer Erfahrung ist die Branche in Hinblick auf 
Arbeitszeiten und Überstunden weniger prekär als in der alten Hei-
mat: „Das wird strenger genommen als in Österreich oder auch 
Deutschland. Da bin ich immer erschrocken, wie lang die Leute 
arbeiten, wie lang ihre Anwesenheitszeiten sind.“ 

Als alleinerziehende Mutter hat Marianne die Gleichstellungs-
politik des Landes als sehr positiv erlebt. Die nach ihrer Einschät-
zung besseren Betreuungsmöglichkeiten als in Österreich, gleich-
zeitig die geringeren Karrierefallen für Mütter: Ist das womöglich 
ein Grund dafür, warum es in Island viel mehr Österreicherinnen 
als Österreicher gibt? „Man kommt zwar nicht speziell deshalb 
nach Island – es ist aber etwas, woran man sich durchaus erfreut, 
sobald man hier ist.“ Den Grundstein dafür sieht sie bereits in der 
Frühgeschichte des Landes gelegt: Island wurde im Frühmittelalter 
von Wikingern besiedelt, die Natur war feindselig, die Anzahl der 
Menschen gering – es mussten alle gleichermaßen anpacken kön-
nen, die Hälfte der Bevölkerung anders zu behandeln hätte zu Pro-
blemen geführt: „Das ist ganz tief in der isländischen Mentalität 
verankert. Die raue Natur hat die Menschen geprägt.“  w

Marianne Irina Giesswein, Tourismusmanagerin aus Salzburg, nahe der 

Stadt Selfoss im Süden Islands.
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Zwei Jahre Coronavirus-Pandemie haben uns viel abverlangt. Und sie haben unser 
Land weiter gespalten. Arbeitnehmer:innen haben beispielsweise durch Kurzarbeit 
oder Jobverlust Teile ihres Einkommens verloren. Unser Sozialstaat, den wir Ge-

werkschafter:innen auf- und ausgebaut haben, hat Schlimmstes verhindert. Jener Sozial-
staat, den neoliberale Kräfte ständig aushungern und privatisieren wollen. Demgegenüber 
haben andere fette Gewinne geschrieben. Die Millionäre wurden laut einer Schweizer Stu-
die während der Pandemie noch reicher. Zum Teil sogar mit Corona-Hilfsgeldern. Bereits 
im ersten Jahr der Pandemie hatte Österreich nach der Schweiz, den Niederlanden und 
Belgien die höchste Millionärsdichte in Europa. Es gibt mehr Millionäre als Jobsuchende, 
als Sozialhilfeempfänger:innen oder als intensiv pflegebedürftige Personen. Millionäre zah-
len in Österreich fast keine vermögensbezogenen Steuern mehr. Und trotzdem sollen für 
Millionäre und große Unternehmen die Steuern weiter gesenkt werden. Für uns Gewerk-
schafter:innen ist das undenkbar! 

Wir haben keineswegs ein zu hohes Steuer- oder Abgabensystem. Und unser Sozial-
staat steht grundsätzlich auf soliden Beinen. Nur: Wenn nicht mehr alle mitzahlen, so wie 
es ursprünglich (gesetzlich) verankert war und lange Zeit praktiziert wurde, dann bricht 
auch das beste System irgendwann zusammen. Zum Beispiel wurde die Körperschaftsteuer 
für Unternehmen in den letzten Jahrzehnten mehr als halbiert. Und sie soll noch weiter 
gesenkt werden. Gleichzeitig soll es Ausnahmen von der Kapitalertragsteuer geben. Wer 
davon profitiert? Wiederum die Millionäre. Wer zahlt drauf? Die Arbeitnehmer:innen. Sie 
sollen für den Steuerausfall aufkommen. Und auch für die Milliarden, die die Pandemie 
bisher verschlungen hat. In Zeiten, in denen die Ausgaben für Strom und Heizen explodie-
ren und die Wohnkosten für Arbeitnehmer:innen kaum mehr leistbar sind.

Die Pandemie hat die Spaltung unseres Landes beschleunigt. Begonnen hat sie aber 
bereits zuvor. Heute ist die Situation brandgefährlich. Für jene, die die Zeichen der Zeit 
erkennen, ist klar: Die fetten Jahre für die Millionäre sind vorbei. Wir brauchen jetzt ein 
gerechtes Steuersystem – und das heißt: Runter mit den Steuern und Abgaben für Ar-
beitnehmer:innen und rauf mit den Steuern für Millionäre und große Unternehmen! Die 
Arbeitnehmer:innen haben sich mehr Respekt für ihre Leistung verdient. Dazu gehört eine 
faire Bezahlung. Dafür braucht es ein Miteinander von uns – von uns vielen!  w

Die fetten 
Jahre sind 
vorbei

©
 S

eb
as

ti
an

 P
hi

lip
p

WILLI MERNYI 
LEITENDER SEKRETÄR DES ÖGB

KLASSEN
REISE
WIE DIE 
SOZIALE 
HERKUNFT 
UNSER 
LEBEN 
PRÄGT

Betina Aumair | Brigitte Theißl

Hrsg.
Ute  Wödl
Michael Bloch

LESEN.
MACHT.
BILDUNG.
100 JAHRE AK BIBLIOTHEKEN

100 JAHRE AK BIBLIOTHEKEN
www.oegbverlag.at

LE
SE

N
. 

M
A

C
H

T.
 B

IL
D

U
N

G
.

Buch

Buch

Klassenreise
Wie die soziale Herkunft unser Leben prägt
Betina Aumair, Brigitte Theißl

Varia |140 Seiten | 2020 | EUR 19,90
ISBN 978-3-99046-429-8
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Geburtsstunde vieler Arbeiterkammer-Bibliotheken ist – entstand das erste gemeinsame 
Porträt aller Bibliotheken der Arbeiterkammern aller neun Bundesländer. In drei Teilen 
wird auf die bewegte Geschichte der Vergangenheit, die digitale Bibliothek im Heute 
sowie die standortspezifisch maßgeschneiderten Angebote der Zukunft eingegangen.
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